
 1 

Glanz und Elend der deutschen Geschichte 
Schlüsselereignisse von 1870 bis 1945 

Band 8 
 

Das Märchen von Einigkeit, Recht und Freiheit ...  
 
 
Band 8/113 
 
 
Der "Frieden" von Versailles 
 
Die Sieger des Ersten Weltkrieges 
Durch die konsequente Eintreibung der Kriegsschulden (nur Sowjet-Rußland lehnte alle 
Schuldentilgungen erfolgreich ab) übernahmen die Vereinigten Staaten von Amerika schon 
bald den größten Teil der Weltgold-Vorräte ("Bankier der Welt"). Das finanzielle Zentrum der 
Welt verlagerte sich von London nach New York. Europa verlor danach seine bisherige Vor-
machtstellung, während sich die Vereinigten Staaten von Amerika zur Superweltmacht ent-
wickelten und bis 1937 (japanisch-chinesischer Krieg) strikt an der US-Isolationspolitik fest-
hielten. 
In den Nachkriegsjahren stieg die industrielle Produktion in Nordamerika und Japan von 
1913-29 um 100 %, während die europäischen Volkswirtschaften regelrecht gelähmt reagier-
ten und nur noch 50 % der bisher produzierten Fertigwaren herstellten. Die US-Wirtschaft 
exportierte danach jahrelang riesige Warenmengen, ohne entsprechende Handelsgüter zu im-
portieren. Von 1919-39 steigerte Nordamerika seinen Export um 150 % (Europa: nur um 40 
%). 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Siegermächte des Ersten 
Weltkrieges (x057/202-203,210): >>England erzielte eine große Bereicherung seines Koloni-
albesitzes in Afrika (Kap bis Kairo) und Ostasien (Verbindung mit Indien). Aber überall in 
seinen Kolonien regten sich Selbständigkeitsbestrebungen. Anstelle des deutschen Wettbe-
werbs in Industrie und Handel waren die bedeutend mächtigeren Vereinigten Staaten getreten, 
die durch ihre Anleihepolitik zum Gläubigerstaat ganz Europas geworden waren und den 
Schwerpunkt der Hochfinanz von London nach New York gezogen hatten. 
Frankreich hatte gehofft, in Versailles seine alten Ziele gegen Deutschland durchzusetzen: das 
ganze Rheinland, das Saargebiet und womöglich die Auflösung Deutschlands. Aber der Ver-
sailler Vertrag erfüllte seine Wünsche nicht, infolge des Widerspruchs seiner Verbündeten. 
Doch erreichte es durch den Erwerb Elsaß-Lothringens und durch Vergrößerung seines Kolo-
nialreiches einen großen Gebietszuwachs. Gestützt auf die deutsche Ohnmacht und ein enges 
Bündnis mit den Randstaaten im Osten Deutschlands (Polen, Kleine Entente), gewann Frank-
reich eine europäische Machtstellung. Diese war aber durch das britische und amerikanische 
Weltreich bedroht, und deshalb suchte Frankreich seine politische Macht besonders Deutsch-
land gegenüber zu verankern. ...<< 
>>... Die USA erlebten nach dem großen Krieg zunächst einen ungeheuren Aufschwung der 
Technik und Wirtschaft, von dem Bestreben geleitet, Absatzgebiete für die gewaltige Produk-
tion zu finden. Tatsächlich wurde ein großer Teil der Weltproduktion von den Vereinigten 
Staaten gedeckt (Öl, Eisen, Stahl, Kohlen, Maschinen). Überall war man zu einer rationellen 
Serienproduktion übergegangen (Kraftfahrzeuge, Film, Radio), die in fast allen Teilen der 
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Welt Nachahmung fand (Amerikanisierung der Wirtschaft und Technik). ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den größten Gewinner des Ersten Weltkrieges (x068/170-172): >>... Noch unmittelbar 
vor Kriegsbeginn stecken die USA in einer wirtschaftlichen Rezession, die in eine größere 
Krise auszuarten droht. Ein Streik von 150.000 Textilarbeitern in New York City im Januar 
1913 dauert Monate und greift nach Boston über. ... Im September desselben Jahres beginnen 
auch Bergleute in Colorado einen Arbeitskampf, der 16 Monate anhält ... 
Alle bedrohlichen, seit der industriellen Revolution ohnedies stets wiederkehrenden Schwie-
rigkeiten aber löst der große europäische Krieg. Zunächst zwar bestürzt die US-Exporteure der 
mögliche Verlust ihrer Überseemärkte. Doch rasch beruhigen, ja berauschen sie die Einkäufe 
der Europäer, die kaum glaubhaft in die Höhe schnellen.  
Das große Blutvergießen beschert den Yankees einen ungeahnten monetären Aufschwung, 
Aufträge über Aufträge, ein gigantisches Geschäft, zumal sie nahezu ihr gesamtes ökonomi-
sches Potential für den Krieg mobilisieren und der Arbeiter nun fest zum Fabrikanten steht, im 
Schweiße seines Angesichtes dessen Konten füllt, ja die "unions" jetzt sogar, gegen Anerken-
nung des Achtstundentages, auf das Streikrecht verzichten. 
Während sich die Europäer zerfleischen, reibt man sich in den USA die Hände über den buch-
stäblich ungeheuren Nachfrageschub, wobei zuerst die Metall-, dann die chemische Industrie 
(anstelle der deutschen) profitieren. Und da der Krieg immer mehr mechanisiert, industriali-
siert wird, da man 1918 auch die Feindaufklärung und Feindverfolgung mit Flugzeugen und 
Tanks betreibt statt, wie bisher mit Pferden, mit Kavallerie, steigt der Bedarf an Material aller 
Art enorm. Ja, die USA sind derart dem großen Kriegsgewinn ergeben, daß ihr schließlicher 
Eintritt in das Gemetzel weder militärisch noch technisch recht vorbereitet ist. Und dann wer-
den sie mit Aufträgen ihrer eigenen Streitmacht zusätzlich überschwemmt. 
Die Zahl der Werften beispielsweise steigt allein in den beiden letzten Kriegsjahren von 61 
auf 314 ... US-Reedereien, die im Ersten Weltkrieg für ihre Regierung produzierten, machten 
90 % Gewinn. 
Nun erzeugten die USA aber nicht nur Kriegsausrüstung, lieferten sie nicht nur Waffen nach 
Europa, sondern auch Nahrung. Wer schießen, wer erschießen, wer sogar erschossen werden 
soll, muß erst satt gemacht werden. So gingen von 1914 bis 1924 nicht weniger als 8,42 Mil-
lionen Tonnen Nahrungsmittel nach Frankreich, und zwar 1918 doppelt soviel wie 1914, und 
dies trotz schlechter Ernte. Der Getreidepreis verdreifachte sich in den ersten 5 Jahren, der 
Baumwollpreis vervierfachte sich.  
Der Exportüberschuß verdoppelte sich von Kriegsjahr zu Kriegsjahr und erreichte 1917 (über 
den Import) 3,5 Milliarden Dollar. Und da die alliierten Gold- und Devisenreserven gefährlich 
schrumpften, da Briten und Franzosen, obwohl sie ihre vielen US-Wertpapiere so schnell wie 
möglich verkauften, ... um Bargeld zu haben, da eben dies Bargeld trotz allem ausging, muß-
ten sie Schulden machen, gaben ihnen amerikanische Banken Kredite zur Finanzierung der 
Kriegsaufträge – bis zum Frühjahr 1917 bereits 2,3 Milliarden Dollar. ... Natürlich waren ge-
rade diese (New Yorker) Banken 1917 an einem Sieg der Alliierten äußerst interessiert. 
Nun vergrößerten aber nicht nur die Lieferungen an Waffen, Ausrüstung, Nahrung für die En-
tente den Reichtum der USA, auch die neutralen Länder tätigten ihre Einkäufe bei den Verei-
nigten Staaten. Insbesondere kamen noch jene früher vorwiegend von deutschen und briti-
schen Firmen belieferten Exportmärkte hinzu, die während des Krieges durch den Ausfall der 
europäischen Mächte den USA zufielen. ... 
Die Gesamtproduktion der USA wächst so während des Ersten Weltkrieges um 15 Prozent, 
der Export steigt um das Dreifache, der Exportüberschuß um das Achtfache. ... 
Zwischen 1900 und 1920 verzehnfacht sich beinah – vor allem infolge des Ersten Weltkrieges 
– das Budget der US-Regierung. ... Das "Volkseinkommen" wächst in diesem Zeitraum von 
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28 auf mehr als 61 Milliarden Dollar, es schnellt allein in den Jahren, in denen Europa sich zu 
Tode windet, auf fast das Doppelte – "ein Boom von ungewöhnlichen Ausmaßen" (William 
H. McNeill). ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Gewinner und Ver-
lierer des Ersten Weltkrieges (x281/71-73): >>... Am Tag des amerikanischen Eingreifens war 
das Schicksal der deutschen kaiserlichen Armee besiegelt. 
Das der Amerikaner auch. Da ihr eigenes Territorium in Gänze frei von Verwüstung blieb, 
sprang sofort nach Ende der Kampfhandlungen der Exportmotor an. Was der Frieden nicht 
gebracht hatte, besorgte der Krieg. Dank seiner Zerstörungskraft schaffte er den leeren Raum, 
in den hinein die US-Wirtschaftsmaschine expandieren konnte. Das Land erzeugte nun welt-
weit knapp die Hälfte aller industriellen Güter, das Nationaleinkommen war so groß wie das 
der 23 wohlhabendsten Staaten der Welt.  
Aus dem Schuldnerstaat USA war im Laufe der Kriegsjahre ein Gläubigerland geworden, was 
den unschätzbaren Vorteil hatte, daß man an den Zinszahlungen anderer Völker kräftig ver-
diente. Von den knapp 13 Milliarden Dollar, die sich andere Staaten in Amerika geliehen hat-
ten, stammten allein 10 Milliarden aus Kriegsanleihen. Noch Jahrzehnte nach Ende der 
Kampfhandlungen profitierten die Vereinigten Staaten von ihrem Einsatz.  
Der Erste Weltkrieg war der Katalysator, mit dessen Hilfe aus einer Regionalmacht eine 
Weltmacht geworden war. "Wir sind nicht länger Bewohner einer Provinz", rief Präsident 
Wilson nun den Kongreßabgeordneten zu. Der Krieg habe die Amerikaner "zu Bürgern der 
Welt" gemacht, sagte er, was im Grunde eine Untertreibung war. Die USA waren nicht Bürger 
der Welt, sie waren ihr Bürgermeister geworden. 
Die ehemaligen europäischen Supermächte hatten im Weltmarktpoker ausgespielt. Wenn man 
ihre stotternde und vielfach sogar stillgelegte Wirtschaftsmaschinerie betrachtet, springt der 
relative Aufstieg der USA noch deutlicher ins Auge. Die Errungenschaften der Industrialisie-
rung waren vielerorts in Europa nahezu rückstandsfrei weggesprengt worden ... 
Der Krieg hatte einerseits den europäischen Wohlstand von mehreren Jahren vernichtet und 
andererseits die Bedingungen zerstört, die für einen schnellen Wiederaufstieg nötig gewesen 
wären. ...<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 7. Januar 2015) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die anglo-amerikanischen Elitenzirkel (x942/…): >>Die anglo-
amerikanische Lenkung der Welt durch Elitenzirkel. Die Entstehung von Chatham 
House und Council on Foreign Relations 
Es ist inzwischen vielen Beobachtern des Weltgeschehens keine Neuigkeit, daß die Außenpo-
litik der USA und damit ihre imperialistische Ausbreitung über die ganze Welt vom Council 
on Foreign Relations (Rat für auswärtige Beziehungen) mit Sitz in New York und Washing-
ton gesteuert wird.  
Weniger bekannt ist seine enge historische, personelle und intentionale Verflechtung mit dem 
entsprechenden elitären Zirkel in England, dem Royal Institute of International Affairs, nach 
seinem Sitz auch Chatham House genannt. Der Historiker Markus Osterrieder ist in seinem 
umfangreichen Werk "Welt im Umbruch" der Entstehung und Zielsetzung beider Einrichtun-
gen, die sich als private Think Tanks geben, detailliert nachgegangen. 
Gemeinsamer Ursprung 
Die Überzeugung, daß den Englisch-sprechenden Völkern, der "englischen Rasse", ein globa-
ler Führungsanspruch gehöre, der sich in einer ständigen Weltherrschaft realisieren müsse, 
wurde in elitären Kreisen des britischen Empire und der USA schon seit Jahrhunderten ge-
pflegt. Diese Idee nahm in vielfältigen persönlichen und institutionellen Verbindungen immer 
konkretere Gestalt an.  
Im späten 19. Jahrhundert hegten zahlreiche Vertreter der adligen, politischen und wirtschaft-
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lichen Elite in Großbritannien, Kanada und den USA den weitgefaßten Gedanken, daß sich in 
der westlichen Hemisphäre des Planeten ein gemeinsamer zivilisatorischer, politischer und 
sozialer Zusammenhang bilden muß, eine "Atlantische Gemeinschaft" der Anglo-Saxon race 
oder auch, synonym gebraucht English-speaking peoples, welche den Führungsanspruch 
verwirklichen und damit "die Welt beständig beherrschen würde". 
Zu diesen Kreisen zählt insbesondere die 1909 um Lord Alfred Milner gegründeten Round 
Table-Gruppe. Zentrale Gestalten dieser Gruppe, die intensiv für einen Krieg gegen Deutsch-
land gearbeitet hatte, waren auch an den "Friedensverhandlungen von Versailles" beteiligt. 
Milner selbst, ab 1916 Mitglied des englischen Kriegskabinetts, war kurz Kriegsminister und 
gehörte als Kolonialminister zu den Unterzeichnern des Versailler Vertrages.  
Sein enger Vertrauter und Schüler Philip Kerr war als Sekretär von Premier Lloyd George an 
der Ausarbeitung des Versailler Vertrages beteiligt, und von ihm stammte die Formulierung 
des Alleinschuld-Paragraphen 231, der "Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für 
alle Verluste und Schäden verantwortlich" machte, "die die alliierten und assoziierten Regie-
rungen und ihre Staatsangehörigen infolge des Krieges, der ihnen durch den Angriff Deutsch-
lands und seiner Verbündeten aufgezwungen wurde, erlitten haben."  
Trotzdem entsprach die 1919/20 entstandene Nachkriegsregelung nicht den Erwartungen des 
Milner-Kreises. Seine Pläne einer anglo-amerikanisch geführten wirtschaftlichen und politi-
schen Ordnung der Welt hatten durch den Rückzug der USA in eine wieder mehr isolationisti-
sche Position einen herben Rückschlag erlitten. Europa sollte im eigenen Saft schmoren, war 
die Stimmung in der amerikanischen Politik, und der Senat lehnte die Ratifizierung der Pari-
ser Friedensverträge und der Satzung des Völkerbundes ab. Damit war das Vorhaben, eine 
"Atlantische Gemeinschaft" zu schaffen, im ersten Anlauf gescheitert. 
Doch viele der britischen und amerikanischen "Experten" hatten bei den Verhandlungen in 
Paris Kontakte geknüpft und Freundschaften geschlossen, die zu den im Round Table schon 
bestehenden hinzukamen. Der von der US-Bank J. P. Morgan & Co als Präsidentenberater 
nach Paris entsandte Thomas W. Lamont und Lord Robert Cecil vom Round Table faßten den 
Entschluß, die künftige anglo-amerikanische Zusammenarbeit auf eine feste und dauerhafte 
institutionelle Grundlage zu stellen, um eine bessere politische Koordination zu ermöglichen 
und "Material zur Verfügung zu stellen, mit dessen Hilfe diejenigen, die am einflußreichsten 
sind und am meisten Wissen, Verständnis und perspektivisches Denken in außenpolitischen 
Angelegenheiten entwickeln, die öffentliche Meinung formen können." 
Am 30. Mai 1919 trafen sich im Pariser Hotel Majestic, dem Hauptquartier der britischen De-
legation, eine britische und eine amerikanische Gruppe unter der Federführung der Briten und 
Round Table - Mitglieder Lionel Curtis, Philip Kerr, Lord Robert Cecil, Geoffrey Dawson 
und anderen sowie die Amerikaner Thomas W. Lamont, Tasker Bliss (Ex-Generalstabschef 
der US-Armee), Oberst Edward House (engster Vertrauter außenpolitischer Berater Präsident 
Wilsons) neben weiteren und einigten sich darauf, auf privater Grundlage eine forschende 
und beratende politikwissenschaftliche Einrichtung mit Niederlassungen in London und New 
York entstehen zu lassen, welche die Formulierung einer gemeinsamen anglo-amerikanischen 
Politik anregen, fördern und lebendig erhalten sollte. …  
Nachdem Robert Cecil und Thomas Lamont die Gemeinsamkeiten von Briten und Amerika-
nern gepriesen hatten, betonte Lionel Curtis anschließend in seiner Rede: Der zukünftige 
Frieden "würde davon abhängen, inwieweit die öffentliche Meinung in diesen Ländern richtig 
oder falsch wäre. Die richtige öffentliche Meinung wird in der Hauptsache von einer kleinen 
Zahl von Menschen hervorgebracht, die in wirklichem Kontakt zu den Tatsachen stehen und 
die Angelegenheiten durchdacht haben." 
Ein Komitee, bestehend aus dem Briten Lionel Curtis und den Amerikanern Isaiah Bowmen, 
Whitney Shepardson und James T. Shotwell, sollte das weitere Vorgehen im Detail ausarbei-
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ten, um ein gemeinsames anglo-amerikanisches "Zentrum der maßgeblichen Meinung" zu 
begründen. In jedem der beiden Länder sollte ein Institut eingerichtet werden, "das als eine 
Telefonzentrale zwischen ein paar hundert Menschen in jedem Land tätig sein würde. Diese 
würden die Außenpolitik verwalten und die öffentliche Meinung zum Thema erzeugen." 
Der Lebenstraum von Lionel Curtis, von früh auf ein glühender Jünger Alfred Milners, ging in 
Erfüllung. Was unter dessen Führung zehn Jahre zuvor als Strategie konzipiert und im Round 
Table weiter bearbeitet worden war, begann konkrete Gestalt anzunehmen. In den USA 
herrschte allerdings in der Öffentlichkeit eine antibritisch aufgeladene Stimmung, die es den 
amerikanischen Kumpanen vorerst nicht geraten erscheinen ließ, in dieser Situation eine an-
glo-amerikanische Einrichtung zu gründen. 
Royal Institute of International Affairs  
In London dagegen wurde am 5. Juli 1920 das British (seit 1926 Royal) Institute of Internatio-
nal Affairs (RIIA) gegründet. Es war von Anfang an fest in den Händen der Milner-Gruppe, 
insbesondere von Lionel Curtis, der sich gemeinsam mit D. M. Gathorne-Hardy um die Orga-
nisation kümmerte, und zum Beirat der Einrichtung zählten stets zahlreiche Personen, die dem 
Round-Table-Kreis nahestanden. "Zu dem kleinen Stab von festen Angestellten gehörte von 
der ersten Stunde an der Historiker Arnold J. Toynbee." 
Die Mitgliederzahl wuchs von 300 Personen im Jahr 1920 auf 2.414 im Jahr 1936. Dank der 
Initiative von Lionel Curtis konnte RIIA 1923 die Räumlichkeiten des "Chatham House" auf 
dem Londoner St. James Square beziehen. Seit 1927 wurde die Hauszeitschrift unter dem Titel 
"International Affairs" der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. ...  
In Chatham House wurden in den folgenden Jahren Konferenzen und Diskussionsrunden ab-
gehalten. Studiengruppen zu bestimmten weltpolitischen Themen eingerichtet, deren Thesen 
die hauseigene Zeitschrift veröffentlichte. "Politik" wurde in den Rang einer "objektiven" 
Wissenschaft erhoben, um an Autorität in der Öffentlichkeit zu gewinnen und den regierenden 
Kreisen faktische Orientierung zu gewährleisten. 
Seit 2004 nennt sich das Institute "Chatham House" und ist auch heute noch der führende bri-
tische "Think Tank", wie die verschleiernde Sprachregelung heißt. Von den bearbeiteten 
Themen werden "einzelne Schlüsselprojekte von der Rockefeller Stiftung, der Bill & Melinda 
Gates Foundation, der Konrad Adenauer Stiftung, der Nato oder der EU finanziert und ge-
sponsert", berichtet Wikipedia, worin sich die Weite des bestimmenden atlantischen Einflus-
ses auf die westliche Politik spiegelt. Aber die Verflechtung reicht noch weiter:  
"Neben den Corporate Members, bestehend aus 75 Großkonzernen, Investmentbanken, Ener-
giekonzernen und 263 weiteren Firmen, zählt das Chatham House derzeit 2.770 international 
tätige Entscheidungsträger aus Wirtschaft, Diplomatie, Wissenschaft, Politik und Medien aus 
75 Ländern zu seinen Mitgliedern und verfügte im Jahre 2012 über ein aus Wirtschaft, Stif-
tungen und Mitgliederbeiträgen generiertes Budget von 12 Mio. Euro" (Wikipedia). 
Council on Foreign Relations in den USA 
Im Round-Table schaute man 1920 mit Sorge nach Amerika. Man sah die Gefahr, daß die 
USA für die britischen Dominions ein gefährlicher Rivale auf den Weltmeeren werden könn-
ten, woraus ein "Sog in Richtung Wettbewerb mit einem unweigerlichen Ende, einem weite-
ren Weltkrieg", entstünde, wie Philip Kerr in einem Brief schrieb.  
Daher nannte sein Freund Robert Brand als ein Haupt-Motiv der Round-Table-Politik die 
Stärkung der Bande zwischen den englischsprechenden Völkern. Kerr und Curtis waren der 
Auffassung, die Amerikaner müßten zu ihrer Aufgabe in der Welt erzogen werden, "denn sie 
hätten noch 'einen kindlichen Glauben in die Tugenden der Demokratie und des Laissez-
faires'." Das in den USA noch zu gründende Institut müsse wie Chatham House die Aufgabe 
haben, die "öffentliche Meinung" zu erziehen. 
1921 war es auch in den USA soweit. Bereits am 1. Juni 1918 hatte hier der Morgan-Partner 
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Elihu Root anläßlich eines Abendessens für dreißig geladene Gäste aus der Finanz- und An-
waltswelt im New Yorker Metropolitan Club einen außenpolitischen "Dinner-Club" mit Na-
men Council on Foreign Relations gegründet. Wenige Monate später schlugen ihm Isaiah 
Bowmen und Whitney Shepardson vor, seinen Club mit dem Vorhaben der 21 Experten aus 
Paris zusammenzulegen.  
"Aus dieser Fusion entstand in New York am 29. Juli 1921 das amerikanische Pendant des 
RIIA, das private Council on Foreign Relations (CFR) mit der Hauszeitschrift Foreign Affairs, 
das personell wie finanziell eng an J. P. Morgan & Co gebunden war." An der Gründung 
maßgeblich beteiligt waren Oberst Edward House, dessen Mitarbeiter in der Beratung Präsi-
dent Wilsons, der einflußreiche Journalist Walter Lippmann und die deutsch-stämmigen Ban-
kiers Paul Warburg und Otto Hermann Kahn (Wikipedia). "Im CFR führend wurden alte 
Round-Table-Kontakte wie Shotwell, Coolidge, Lamont, John W. Davis, Norman H. Davis, 
Charles P. Howland, Paul D. Cravath, Bowman und Shepardson." 
Die heute 4.500 Mitglieder setzen sich aus den einflußreichsten Eliten aus Politik, Finanzin-
dustrie, Wirtschaft, Medien und Hochschulen zusammen. Präsidenten, Minister und Regie-
rungsbeamte werden zu weiten Teilen aus dem CFR rekrutiert, das die Politik, insbesondere 
die Außenpolitik der USA weitgehend bestimmt.  
"Die Aufgaben des CFR sind zum einen die Arbeit in den Diskussions- und Studiengruppen, 
zum zweiten Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, eine pro-internationalistische Außenpolitik 
der USA zu fördern und schließlich die Arbeit im Formulierungsprozeß US-amerikanischer 
Außenpolitik."  
Auch für den CFR finanziert die Rockefeller-Stiftung wichtige Projekte, und eine seiner wich-
tigsten Säulen, das David Rockefeller Studies Program, trägt den Rockefeller-Namen. "Es 
beschäftigt 70 hauptberufliche sogenannte CFR-Fellows, die wirtschaftliche und politische 
Expertisen erarbeiten und über das bestehende Netzwerk an Entscheidungsträger übermitteln." 
(Wikipedia) 
Die theoretische Grundlegung der Eliten-Herrschaft 
Dem kindlichen Glauben der Amerikaner an die Tugenden der Demokratie, den die Round-
Tabler Kerr und Curtis beklagt hatten, ging der ihren Ideen verbundene CFR-Mann Walter 
Lippmann gründlich zu Leibe. In seinem 1922 veröffentlichten Buch Öffentliche Meinung, 
einem der einflußreichsten Bücher seiner Zeit, zerlegte er die Vorstellung von der Mündigkeit 
und Urteilsfähigkeit des Menschen als Grundlage der Demokratie. Er hielt es für unhaltbar, 
daß jeder Durchschnittsbürger nach Studium der Tatsachen ein zutreffendes Urteil über politi-
sche und gesellschaftliche Fragen fällen könne.  
"Stark beeinflußt von der philosophischen Richtung des Pragmatismus, die sein akademischer 
Lehrer in Harvard, der Philosoph William James, mitbegründet hatte, stritt Lippmann ab, daß 
der Mensch kraft seines Denkens zu einer realitäts- und wahrheitsgemäßen Erkenntnis gelan-
gen könne. Der handelnde Mensch könne das Denken nur als eine Art Hilfe benutzen, um 
Tatsachen und Informationen der äußeren Welt zu sammeln, zu kombinieren und zu Ideen 
zusammenzufassen." 
Abgesehen davon, daß diese Erkenntnistheorie, auf sich selbst angewendet, dann ebenfalls 
keine realitäts- und wahrheitsgemäße Erkenntnis sein kann und so in sich zusammenfällt, 
verfiel Lippmann dann im weiteren in die Inkonsequenz, die Experten von diesem behaupte-
ten allgemeinen menschlichen Unvermögen auszunehmen und sie nur auf den Durchschnitts-
menschen zu beziehen. 
Bei diesem komme ein weiterer Mangel hinzu. Der Mensch verzerre die Wahrnehmung von 
Realität notwendigerweise durch Emotionen, Gewohnheiten und Vorurteile. Er sehe nur, was 
er suche, zu was er durch Erziehung und Erfahrung geführt werde. Sein Urteil erfolge gemäß 
den Stereotypen, die ihm sein kulturelles Umfeld auferlege. Für den Durchschnittsbürger sei 
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die Welt viel zu groß und zu kompliziert für sein Verständnisvermögen. Man dürfe dem Ur-
dogma der Demokratie nicht mehr glauben:  
"Das Wissen, das man zur Bewältigung der menschlichen Angelegenheiten braucht, entspringt 
spontan dem menschlichen Herzen." Man müsse sich von "der unerträglichen und undurch-
führbaren Fiktion" verabschieden, "daß jeder von uns eine kompetente Meinung über öffentli-
che Angelegenheiten erwerben müsse." Das sei eben grundsätzlich nicht möglich. 
Politische und soziale Themen sollten besonderen Experten vorbehalten bleiben, die sich in 
eigens geschaffenen Instituten und Einrichtungen durch ihre wissenschaftlichen Methoden 
über die gesellschaftlichen "Stereotypen" hinwegsetzen könnten. "Ihr Rat solle das Urteil der 
Regierenden vorformen, und die Regierung solle das Urteil der Öffentlichkeit zur Zustim-
mung oder Ablehnung vorlegen." Was auch wieder inkonsequent und wohl als eine Konzessi-
on gedacht ist. Denn, so Lippmann wörtlich:  
"Das allgemeine Interesse entzieht sich zum größten Teil vollständig der öffentlichen Mei-
nung und kann nur von einer spezialisierten Klasse gehandhabt werden." Dem Außenstehen-
den stehe ein eigenes Urteil über die ausschlaggebenden Tatsachen nicht zu. Aufgabe der Me-
dien sei es, wie ein Scheinwerfer die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf ein bestimmtes 
Thema zu lenken. "Wahrheit" könnten die Medien aber nicht vermitteln. 
In seinem 1925 veröffentlichten Folgeband Die Phantomöffentlichkeit wurde Lippmann noch 
drastischer. "Der Durchschnittsbürger besitze weder die Fähigkeit noch das Interesse, das ge-
sellschaftliche Leben zu gestalten. Die Theorie der direkten Demokratie sei schlichtweg 
falsch, sie gehe von einer Abstraktion, eben einer ´Phantomöffentlichkeit' aus. Man müsse 
vielmehr zwischen Insiders und Outsiders unterscheiden - zwischen jenen, die Zugang zu In-
formationen besäßen, und jenen, die keinen Zugang hätten."  
Ein Kritiker schrieb dazu, Lippmann wolle "eine Aristokratie des Geistes und des Charakters 
verwirklichen, deren Mitglieder sich der Aufgabe widmen, die Demokratie zum Besten zu 
gestalten, ob es der Pöbel will oder nicht." 
In der Tat ist es ein zentraler Angriff auf die Früchte der gesamten europäischen Geistesent-
wicklung, die in den wachsenden Fähigkeiten und dem tiefen Streben nach Selbstbestimmung 
und Freiheit jeder menschlichen Individualität bestehen. Lippmann lieferte den theoretischen 
Rahmen, in dem aus "Think-Tanks" genannten Hintergrund-Instituten eine neue Aristokratie 
in arroganter Selbstgewißheit das öffentliche Leben über die Köpfe der betroffenen Menschen 
hinweg gestaltet.  
Das bedeutet ein reaktionäres Zurückführen der Entwicklung in die Zeit der Adelsherrschaft 
vor der Französischen Revolution. Dabei dient die ganze Theorie einer prinzipiell notwendi-
gen Elitenherrschaft nur als Fassade, hinter der die gruppenegoistischen Interessen dieser Eli-
ten verfolgt werden. Chatham House und Council on Foreign Relations bilden mit ihren Ab-
legern in vielen Ländern die einflußreichsten dieser Machtschmieden, von denen die politi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Entscheidungen des anglo-amerikanischen Imperia-
lismus vorbereitet und gesteuert werden. 
… Markus Osterrieder: Welt im Umbruch, Stuttgart 2014 …<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 26. Mai 2015): >>Wie die 
USA zur Weltmacht aufstiegen  
Am Ende des Ersten Weltkriegs spülte die Sintflut aus Krieg und Revolution die von Europa 
dominierte Weltordnung hinweg. … 
Daß die USA 1916, mitten im Ersten Weltkrieg, im Jahr der grauenhaften Schlachten bei 
Verdun und an der Somme, das britische Empire als größte Volkswirtschaft der Welt ablösten, 
war weit mehr als nur eine ökonomische Entwicklung. Die Geschichte des amerikanischen 
Aufstiegs zu einer globalen Machtposition ist schon oft erzählt worden. 
Gerade mit Blick auf den Ersten Weltkrieg wurde sie verknüpft mit der Geschichte des Sieges 
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der westlichen Alliierten über das kaiserliche Deutschland und seine Verbündeten, aber auch 
mit der Geschichte der idealistischen Visionen des amerikanischen Präsidenten Wilson von 
einer friedlichen Weltordnung demokratisch selbstbestimmter Staaten. … 
Der amerikanische Präsident, der 1918 nach Europa reiste, um der entstehenden Friedensord-
nung nicht zuletzt durch die Errichtung eines "Völkerbunds" seinen Stempel aufzudrücken, 
war sich des ökonomisch begründeten Machtpotentials der USA klar bewußt. 
Aber noch zögerte die aufsteigende Weltmacht. Der Kongreß, in dem Wilsons Gegner seit 
Ende 1918 eine Mehrheit hatten, verweigerte nicht nur die Ratifizierung des Versailler Ver-
trags, sondern lehnte damit auch einen amerikanischen Beitritt zum Völkerbund ab. … 
Statt dessen gelangte nun eine neue, eine globale Ordnung technisch-industrieller Modernität 
zum Durchbruch, demonstriert, getragen und vertreten von den USA, deren gewaltige Dyna-
mik den Zeitgenossen unaufhaltsam erschien …<< 
 
Siegeszug der europäischen Diktaturen nach dem Ersten Weltkrieg 
Die "Friedensverträge" mit dem Deutschen Reich (Versailles: 1919), mit Österreich (Saint 
Germain-en-Laye: 1919), mit Bulgarien (Neuilly: 1919), mit Ungarn (Trianon: 1920) und mit 
dem Osmanischen Reich (Sèvres: 1920) veränderten das politische System Ost-Mitteleuropas 
entscheidend, denn sie zertrümmerten z.T. jahrhundertealte Strukturen.  
Nach diesen "Friedensverhandlungen", die ohne die Besiegten abgewickelt wurden, entstan-
den insgesamt 9 neue europäische Staaten: Estland, Lettland, Litauen, Finnland, Polen, Tsche-
choslowakei, Ungarn, das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen (Jugoslawien) sowie 
Armenien.  
In fast allen neugegründeten Staaten und in zahlreichen europäischen Ländern, die während 
des Ersten Weltkrieges ruiniert wurden, setzten sich schon bald radikale Nationalisten durch. 
Die "Pariser Vorortfriedensverträge" schwächten zusätzlich die politischen und wirtschaftli-
chen Kräfte Europas und bereiteten nachweislich auch den Untergang der demokratischen 
Weimarer Republik vor.  
Nach dem Ersten Weltkrieg folgte sehr schnell ein regelrechter Siegeszug der Diktaturen. In 
folgenden Ländern wurden totalitäre Diktaturen errichtet, die alle politischen Gegner verfolg-
ten und meistens jede Art von Presse-, Rede-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit gewalt-
sam unterdrückten: Sowjetunion (1917/21), Ungarn (1920), Italien (1922), Bulgarien, Spanien 
und Türkei (1923), Albanien (1925), Polen, Portugal und Litauen (1926), Jugoslawien (1929), 
Rumänien (1930), Deutschland und Österreich (1933) Estland und Lettland (1934) sowie 
Griechenland (1936).  
Die Wochenzeitschrift "Berliner Illustrirte Zeitung" schrieb im Jahre 1923 über die "Krank-
heiten Europas" (x269/223-224): >>... Die ganze Familie ist krank, einer immer vom anderen 
angesteckt. Die robusten unter ihnen, die Neutralen, siechen an Geld- und Goldverstopfung, 
an völliger Geschäftsstille, an Konkurrenzunfähigkeit durch zu hohe Löhne und Preise.  
Die Balkanländer sind schon wieder in die Intrigen der ewigen Balkankonflikte verstrickt, 
dazu finanziell sehr schlecht stabilisiert, Griechenland ist in einem übermütigen Krieg gegen 
die Türken ganz zusammengebrochen und in die Krallen einer Militärrevolution geraten, wäh-
rend die Türken, nahezu ausgeblutet durch 14jährige Kriege, sich in den hysterischen Krämp-
fen politischer und religiöser Umwälzungen winden.  
Die Ostlandstaaten wissen noch nicht recht, ob ihre neue Selbständigkeit nicht viel eher eine 
wirtschaftliche Amputation war, und sehen in eine noch durchaus dunkle, weil vom Schicksal 
Rußlands abhängige politische Zukunft. Von diesem Rußland weiß man nicht, liegt es nur in 
der ... Ohnmacht einer riesenhaften Konstitution oder ist es nur noch eine durch theoretischen 
Starrsinn galvanisierte Leiche.  
Die Krankheiten der Tschechoslowakei, Industriekrise und bitterster Nationalitätenhader, zei-
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gen sich zehnfach verschärft in Polen, wo der Haß eben auch in politischen Mord ausgeartet 
ist. Dafür, für seine völlig sinnlose, Nachbarhaß erregende Zusammensetzung kann es sich bei 
Frankreich bedanken, dessen aussterbendes Volk seinen imperialistischen Ehrgeiz durch 
fremde und miserabel bezahlte Söldner befriedigen lassen will.  
In der Mitte dieser Epidemien aber liegt der Krankheitsherd Deutschland (von Österreich ganz 
zu schweigen). 
Dem Lebenszentrum Europas hat man den Pestbazillus des Versailler Vertrages eingeimpft, 
weigert sich jedoch, das Serum der Revision zu verabreichen, und wundert sich dann, daß 
noch immer durch ganz Europa ein Todesröcheln zu hören ist.<<  
Julius Leber erklärte im Jahre 1925, daß die Pariser Vorortfriedensverträge den Zustand Euro-
pas nicht bessern, sondern die europäische Krankheit - den Nationalismus – sicherlich in ein 
chronisches Leiden verwandeln würden (x084/117). 
Angesichts dieser historischen Tatsachen muß der Zweite Weltkrieg grundsätzlich im inneren 
Zusammenhang mit dem Ersten Weltkrieg und den verhängnisvollen Friedensverträgen von 
1919/20 gesehen werden. 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die außenpolitische Entwick-
lung nach dem Ersten Weltkrieg (x057/209): >>Die außenpolitischen Wesenszüge der "Zwi-
schenzeit" waren zunächst gekennzeichnet durch das Bestreben der Siegermächte des Ersten 
Weltkrieges, die Friedensverträge und den Erfolg des Krieges sicherzustellen, während die 
Besiegten von Anfang an eine Revision erstrebten. Besonders das deutsche Volk empfand 
einmütig den Diktatfrieden, hauptsächlich die Gebietsverluste, als ungerecht. 
Statt einer Befriedung der Nationen entstanden neue Spannungen. Der Völkerbund – errichtet 
zur Aufrechterhaltung des Friedens – erwies sich damals ... (am) Anfang als Instrument der 
Sieger, zumal die Urheber-Nation, die USA, sich lange Zeit aus der Europa-Politik zurückzog, 
und den Versailler Vertrag nicht ratifizierte. Dagegen blieben die besiegten Staaten, ebenso 
zunächst die Sowjetunion ausgeschlossen.  
Auf der anderen Seite festigte sich im Osten allmählich die Herrschaft der Bolschewiken in 
der UdSSR, während gleichzeitig Japans Imperialismus in ... Erscheinung trat. Den gleichen 
Expansionsdrang entfalteten in Europa auch das von Versailles enttäuschte faschistische Itali-
en und das nationalsozialistische Deutschland.  
Hieraus entstand 20 Jahre nach Beendigung des ersten ein zweiter Weltkrieg, der die Welt 
über ein halbes Jahrzehnt erschütterte, mit dem völligen Zusammenbruch des Deutschen Rei-
ches endete und schließlich die Welt in noch größere gegensätzliche Gruppen – USA, UdSSR 
– aufspalten sollte, um die sich je nach Lage und politischer Einstellung die übrigen Mächte 
des Westens gruppierten, so daß erneut eine Bedrohung des Weltfriedens auftauchen sollte.<< 
 
Polens Expansionspolitik (1918-1933) 
Roman Dmowski (1864-1939, Führer der antisemitischen und antideutschen polnischen Na-
tionaldemokraten) verlangte am 8. Oktober 1918 die polnischen Grenzen von 1772 und for-
derte die Abtretung von Ost- und Westpreußen, Oberschlesien, von großen Teilen Mittel-
schlesiens sowie die Eingliederung dieser "unzweifelhaft polnisch besiedelten Gebiete" 
(x070/146).  
Pilsudski traf nach der Haftentlassung am 10. November 1918 in Warschau ein. 
Nach den "polnischen Teilungen" von 1772, 1793 und 1795 erfolgte am 11. November 1918 
die Neugründung des polnischen Staates bzw. der Republik Polen (x051/447).  
Ein Dekret der polnischen Regierung vom 18. November 1918 für die Wahl des polnischen 
Parlaments umfaßte bereits Teile Ostpreußens (Masuren und Ermland) Westpreußen, Posen 
und Oberschlesien (x070/147).  
Polnische Truppen besetzten im Dezember 1918 die preußische Provinz Posen. Die polni-
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schen Aufstände in West- und Ostpreußen sowie Oberschlesien scheiterten zunächst (x064/-
126). 
Im Januar 1919 kam es zwischen Polen und der Tschechoslowakei, die nach französischen 
Plänen zu Eckpfeilern gegen Sowjet-Rußland werden sollten, zu heftigen Zusammenstößen. 
Polnische Truppen besetzten im Januar 1919 deutsche Reichsgebiete in Teschen an der Olsa. 
Frankreich teilte das Teschener Industriegebiet später eigenmächtig auf. Polen erhielt den 
kleineren, aber wertvolleren Teil (x041/84).  
Stanislaw Grabski (1871-1949, ein führender nationaldemokratischer Politiker) forderte im 
September 1919 eine extrem nationale Minderheitenpolitik. In den neuerworbenen Gebieten 
müßte man die fremden Elemente (die Deutschen stellten damals in den ehemaligen preußi-
schen Provinzen 35,4 % der gesamten Bevölkerung) auf 1,5 % herabdrücken (x025/42).  
Der polnische Staatsrechtler S. Kutrzeba schloß Vertreibungen nicht aus, denn die Vertrei-
bung derjenigen, die von den Besatzern ins Land gebracht wurden, um ihm ein fremdes Aus-
sehen zu geben, würde nur den alten Rechtszustand wieder herstellen (x025/179). 
Polnische Truppen besetzten am 20. März 1919 Danzig. 
Da Litauen eine Wiedervereinigung mit Polen entschieden ablehnte, besetzten polnische 
Truppen im Mai 1919 Teile Litauens mit der Hauptstadt Wilna, um Litauen gewaltsam in den 
polnischen Staat einzugliedern (x064/126).  
Bei den Danziger Kommunalwahlen am 14. Dezember 1919 erhielten die polnischen Parteien 
lediglich 8 % der Stimmen (x034/79).  
Im April 1920 begann der polnisch-russische Krieg, da Marschall Pilsudski die polnischen 
Ostgrenzen von 1772 durchsetzen wollte. Nach einer großangelegten sowjetischen Gegenof-
fensive wurden die polnischen Truppen (Marschall Pilsudski) jedoch schnell zurückgedrängt. 
Im Juli 1920 stand die Rote Armee bereits vor Warschau. Hier konnte man die Russen jedoch 
mit französischer Waffenhilfe bzw. wegen Streitigkeiten der sowjetrussischen Armeeführer 
Tuchatschewski (1893-1937) und Budjonny (1883-1973) stoppen und zurückschlagen ("Wun-
der an der Weichsel"). Nach dem völlig überraschenden polnischen Sieg über die abgekämpf-
ten Truppen der Roten Armee erfolgte die östliche Verlagerung der polnisch-russischen Gren-
ze.  
Nach dem Sieg über Sowjet-Rußland (polnisch-russischer Krieg von April bis Oktober 1920) 
verlagerte Polen die bisherigen Grenze um ca. 250 km östlich der von England empfohlenen 
Volkstumsgrenze (Curzon Linie).  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Curzon-Linie" (x051/-
105): >>Curzon-Linie, nach dem britischen Außenminister G. N. Curzon (1859-1925) be-
nannte und von ihm am 11.7.20 vorgeschlagene Demarkationslinie zwischen Polen und der 
Sowjetunion: Dünaburg - Wilna - Grodno - Brest, dann dem Bug folgend und Galizien durch-
schneidend bis Przemysl.  
Polen lehnte die Curzon-Linie nach dem Sieg über die Rote Armee bei Warschau (August 20) 
ab und verlegte die Grenze 250 km weiter nach Osten. 1939 diente die Curzon-Linie zur Ori-
entierung bei der Abgrenzung der Interessensphären im Deutsch-Sowjetischen Nichtangriffs-
vertrag und 1945 bei der polnisch-sowjetischen Grenzziehung.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 5.12.2009) über 
den polnisch-sowjetischen Krieg von 1920/21 (x887/...): >>Wie polnisch war "Ostpolen"? 
Polens heutige Ostgrenze basiert weitgehend auf der vor 90 Jahren gezogenen Curzon-Linie 
Die heutige Ostgrenze der Republik Polen entspricht weitgehend der sogenannten Curzon-
Linie, die sich ihrerseits an der Volkstums- und Sprachgrenze orientiert.  
Vor 90 Jahren verkündeten die Sieger des Ersten Weltkrieges auf der Pariser Friedenskonfe-
renz die nach dem damaligen britischen Außenminister George Curzon benannte Linie als 
Demarkationslinie. 
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Die "14 Punkte" des US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson, auf deren Basis die 
Deutschen sich 1918 zum Friedensschluß bereit erklärt hatten, enthielten mit dem 13. auch 
einen Punkt über Polen und seine Grenzen: "Ein unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet 
werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die von unbestritten polnischer Bevölkerung 
bewohnt sind; diesem Staat sollte ein freier und sicherer Zugang zur See geöffnet werden, und 
seine politische sowohl wie wirtschaftliche Unabhängigkeit sollte durch internationale Über-
einkommen verbürgt werden."  
Anders als bei der Westgrenze zu Deutschland waren die Siegermächte des Ersten Weltkrie-
ges bemüht, Polen im Osten eine Grenze zu geben, die dem Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker, also der Volkstums- beziehungsweise Sprachgrenze entsprach. Polens östlicher Nachbar, 
das vormalige Zarenreich, zählten die Kriegssieger nämlich im Gegensatz zu Polens westli-
chem Nachbarn nicht zu ihren Gegnern. Zwar betrachteten sie Rußlands "Rote" wie die Deut-
schen als Paria, doch gaben sie sich noch längere Zeit der Hoffnung hin, daß die von ihnen 
unterstützten "Weißen" die zukünftigen Herren Rußlands wären.  
Folgerichtig entwickelten die Sieger auf der Pariser Friedenskonferenz für Polens Abgrenzung 
gen Osten eine Demarkationslinie, die weitgehend der Sprachgrenze entsprach. Am 8. De-
zember 1919 wurde der polnischen Regierung diese Linie mitgeteilt mit der Erlaubnis, bis 
dorthin ihre Verwaltung auszudehnen. Diese "Linie des 8. Dezember" bezeichnen wir heute 
als "Curzon-Linie". 
Ebenso wie im Westen war die polnische Regierung jedoch auch im Osten nicht bereit, sich 
mit den mehrheitlich von ihren Landsleuten bewohnten Territorien zu begnügen.  
Wilsons Vorgabe, daß der polnische Staat alle Gebiete "einzubegreifen" habe, die von un-
bestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind, legte die Regierung vielmehr in der Weise 
aus, daß alles Polen sei, wo Polen leben, unabhängig davon, ob sie in ihrer Heimat die Mehr-
heit bilden. 
Mit Waffengewalt trachtete Warschau nun zu gewinnen, was die Sieger in Paris ihnen nicht 
gewährt hatten. Rußlands Bolschewiki verhielten sich im Grunde ähnlich wie zuvor im Ersten 
Weltkrieg gegenüber den Mittelmächten.  
Der Kampf um die Macht im Inneren gegen die "Weißen" hatte für sie Vorrang vor Grenzfra-
gen im Konflikt mit ausländischen Mächten. Vielleicht hatten die Bolschewiki auch ähnlich 
wie beim Friedensschluß von Brest-Litowsk mit den Mittelmächten die Hoffnung, daß es 
doch nur um ein Provisorium ginge. Jedenfalls schlug Lenin selbst am 28. Januar 1920 Frie-
densverhandlungen auf Basis einer Demarkationslinie vor, die zwischen 280 und 400 Kilome-
ter östlich der Volkstumsgrenze lag. Der polnischen Regierung reichte das jedoch nicht. Sie 
hoffte auf noch mehr Landgewinn.  
Im Juni des Jahres wendete sich jedoch das Schlachtenglück. Polens Streitkräfte gerieten in 
die Defensive und mußten sich zurückziehen. Bis zum Juli rückten die Russen bis zur Curzon-
Linie vor. In dieser Situation bat der polnische Premier die auf der Konferenz von Spa verein-
ten alliierten Staatsmänner um Hilfe.  
Ein weiteres Mal versuchten nun die Alliierten, die "Linie vom 8. Dezember" als Grenze 
durchzusetzen. Nachdem sich die polnische Seite am 10. Juli 1920 zum Rückzug hinter die 
Curzon-Linie verpflichtet hatte, schlugen die Alliierten telegrafisch den Russen einen Waffen-
stillstand mit ihr als Demarkationslinie vor. Da das entsprechende Telegramm vom britischen 
Außenminister George Curzon unterschrieben war, begann sich der Name "Curzon-Linie" 
durchzusetzen. 
Um ihrem Vorschlag Nachdruck zu verleihen, hatten die Alliierten den Russen für den Fall 
des Überschreitens der Linie mit der militärischen Unterstützung Polens gedroht. Das hinderte 
die Sowjets nicht, ihren Vormarsch fortzusetzen. Mit alliierter Unterstützung gelang es den 
Polen allerdings, die Russen im August 1920 vor Warschau zu stoppen.  
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Analog zum "Wunder an der Marne" spricht man in diesem Zusammenhang gerne vom 
"Wunder an der Weichsel". Nun bewegte sich die Front wieder Richtung Osten und es waren 
die Russen, die einen Friedensvertrag auf Basis der Curzon-Linie vorschlugen. Dazu waren 
aber wiederum die Polen nicht bereit. Das Ergebnis der von den Alliierten vermittelten Frie-
densverhandlungen war schließlich der Friede von Riga.  
In diesem am 18. März 1921 geschlossenen Frieden konnte Polen eine rund 250 Kilometer 
östlich der Volkstumsgrenze liegende Staatsgrenze durchsetzen. Selbst nach polnischen An-
gaben umfaßte die Bevölkerung zwischen der Curzon-Linie und der nunmehrigen polnischen 
Ostgrenze in den frühen 1920er Jahren etwa sechs Millionen Ukrainer und Weißrussen, etwa 
1,4 Millionen andere, vor allem Juden und Litauer, aber nur etwa 1,5 Millionen Polen - also 
etwa 17 Prozent. Dennoch wird das Gebiet zwischen der Volkstumsgrenze beziehungsweise 
Curzon-Linie im Westen und der in Riga gezogenen Ostgrenze bis zum heutigen Tage in der 
Bundesrepublik regelmäßig als "Ostpolen" bezeichnet.  
Angesichts der Polenfreundlichkeit des Westens mag diese fälschliche Verwendung des Be-
griffs politisch gewollt sein, aber sie bleibt grob falsch. 
Verständlicherweise revidierte Moskau die Friedensregelung von Riga, als Berlin ihm hierzu 
mit dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrag vom 23. August 1939 und dem anschlie-
ßenden Angriff auf Polen die Möglichkeit bot. Bemerkenswerterweise verzichtete die Sowjet-
union - mit Ausnahme des zu erheblichen Teilen weißrussisch-sprachigen Gebietes um Bialy-
stok - auf die Annektierung polnischen Territoriums und begnügte sich nach dem erfolgrei-
chen Polenfeldzug im Deutsch-Sowjetischen Grenz- und Freundschaftsvertrag vom 28. Sep-
tember 1939 mit dem nichtpolnischen "Ostpolen". 
Von westalliierter Seite wurde zwar noch versucht, die Sowjetunion für eine östlich von Lem-
berg verlaufende B-Variante der Curzon-Linie zu gewinnen, aber diese verzichtete nur auf das 
westlich der Curzon-Linie liegende Bialystok. Die UdSSR ist nun schon seit fast einem Jahr-
zehnt Geschichte, aber die von ihr gezogene Ostgrenze Polens auf der Basis der Curzon-Linie 
hat bis heute Bestand.<< 
Am 3. Mai 1921 drangen polnische Milizen gewaltsam in Oberschlesien ein (die Milizen wur-
den inoffiziell von der polnischen Regierung unterstützt). Bei diesem "3. polnischen Auf-
stand" verübten die "Freischärler" schwere Gewalttaten und ermordeten zahlreiche deutsche 
Zivilisten (x025/43).  
Schlesische Selbstschutzverbände erstürmten am 21. Mai 1921 den Annaberg in Oberschlesi-
en und schlugen die polnischen "Freischärler" nach schweren Kämpfen zurück.  
Der Völkerbund verhinderte am 5. September 1921 weiterhin die polnische Übernahme der 
Freien Stadt Danzig (x064/131): >>... (Polen hat hinsichtlich der Eisenbahn) keine souveränen 
Rechte im Gebiet der Freien Stadt Danzig. ...<<  
Die litauische Stadt Wilna wurde am 9. Oktober 1921 von polnischen Freischaren besetzt 
(x041/85). 
Trotz eindeutiger Volksabstimmung für das Deutsche Reich (59,6 %) mußte die deutsche 
Reichsregierung nach einer Entscheidung der Hohen Alliierten Kommission am 20. Oktober 
1921 die oberschlesischen Industriegebiete an Polen abtreten (eindeutiger Bruch des Versail-
ler Friedensvertrages). Oberschlesien wurde danach durch polnische Truppen besetzt (x041/-
84).  
Der Völkerbund verhinderte am 17. Dezember 1921 wieder die polnische Übernahme der 
Freien Stadt Danzig (x064/131): >>... (Polen hat) nicht das Recht, Danzig zu einer bestimm-
ten auswärtigen Politik zu veranlassen. ...<<  
Der Völkerbund verhinderte am 22. Juni 1922 wieder die polnische Übernahme der Freien 
Stadt Danzig (x064/131): >>... Nicht Polen, sondern der Völkerbund ist der militärische 
Schutzherr Danzigs. ...<< 
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Stanislaw Grabski (1871-1949, ein führender nationaldemokratischer Politiker) erklärte im 
Jahre 1923 in seiner Schrift "Bemerkungen über den gegenwärtigen geschichtlichen Zeitpunkt 
in der Entwicklung Polens" (x309/209-210): >>... Wegen der Ostseeküste aber wird früher 
oder später Polen mit Deutschland zusammenstoßen. Denn selbst wenn wir unsererseits unse-
re Pflicht gegenüber Ermland und Preußisch-Masuren vergessen würden – die Deutschen 
werden niemals ihre Ansprüche auf Pommerellen vergessen, denn sie werden ihre Pflichten 
gegenüber Königsberg nicht vergessen, zu dem der Weg durch unseren Pommerellen Korridor 
führt.  
Bei diesem Zusammenstoß aber wird Polen nur dann den Sieg davontragen, wenn es dafür 
nicht nur durch die nötige Organisation und die nötige Ausrüstung seiner Armee technisch 
vorbereitet ist, sondern auch politisch durch die Weckung eines polnischen Nationalbewußt-
seins innerhalb der polnischen Bevölkerung Ostpreußens. ... 
Von der Energie, die wir in dieser Richtung entwickeln, hängt nicht nur die Größe und die 
Macht Polens ab, sondern nahezu seine Existenz. Denn in der Tat, der Bestand der Republik 
Polen wird erst dann dauernd gesichert sein, wenn wir in dem mit Deutschland unabwendba-
ren Kriege siegen, in den sich Deutschland stürzen wird, sobald es sich von der im Weltkrieg 
davongetragenen Niederlage erholt hat.<< 
Der polnische Staatspräsident Stanislaw Wojciechowski (1869-1953) erklärte am 29. April 
1924 während der Eröffnung der Posener Messe (x309/38): >>Um als Großmacht existieren 
zu können, muß Polen die Vereinigung aller polnischen Länder haben. Man muß sagen, daß 
wir noch nicht alles erreicht haben, daß noch nicht alle polnischen Länder, nicht alle für die 
Vollkommenheit unseres Lebens unerläßlichen Zentren mit der Mutter vereinigt sind. Ich 
glaube aber an die große Macht polnischer Arbeit und polnischer Kultur, die uns erlauben 
wird, mit der Zeit das zu erreichen, was wir bisher nicht erreicht haben. ...<< 
Aufrechte Vorkämpfer für Völkergemeinschaft und Frieden, wie z.B. Leon Blum (1872-1950, 
Sozialist, mehrfach französischer Ministerpräsident), Romain Rolland (1866-1944, französi-
scher Schriftsteller, Nobelpreis 1915) und viele andere französische Politiker, Schriftsteller 
und Wissenschaftler kritisierten im Jahre 1924 die völkerrechtswidrige Behandlung der Min-
derheiten in Polen. 
Im Rahmen der polnischen "Agrarreform" wurden am 28. Dezember 1925 alle deutschen 
Großgrundbesitzer ohne Entschädigung enteignet. Die polnischen Großgrundbesitzer schonte 
man. 
Der deutsch-polnische Streit um die Postverkehrs-Grenzlinie endete im Jahre 1925 mit der 
gewaltsamen Beschlagnahmung der Westerplatte (Landzunge im Norden des Danziger Ha-
fens) durch polnische Truppen. Danach begann ein deutsch-polnischer Handelskrieg, der bis 
1933 dauerte. Der deutsch-polnische Handel ging damals drastisch zurück und verursachte in 
Polen große wirtschaftliche Probleme (x064/132). 
Marschall Pilsudski, der einen noch größeren und stärkeren polnischen Staat anstrebte, mar-
schierte am 12. Mai 1926 mit 15 Regimentern in Warschau ein. Nach harten Straßenkämpfen, 
die etwa 300 Todesopfer forderten, übernahm Pilsudski die Regierungsgewalt und beseitigte 
die demokratische polnische Regierung (x178/72). Nach dem Militärputsch herrschten in Po-
len diktatorische Verhältnisse.  
In den Jahren 1927-28 wurden unentwegt Abgeordnete der Opposition verhaftet und die pol-
nische Verwaltung von Regimegegnern gesäubert (x064/130).  
Im Mai 1930 ließ Pilsudski 88 führende Sejmabgeordnete (darunter waren z.B. der Sozialist 
Libermann, Witos, der Mitbegründer der polnischen Bauernbewegung, und der Nationalist 
Korfanty) verhaften und internieren. Das polnische Parlament und alle Parteien waren danach 
bis zum Tod Pilsudskis (12.05.1935) bedeutungslos. Die radikalen polnischen Faschisten 
bzw. Nationalisten regierten jedoch nicht derartig totalitär, wie die späteren NS-Führer des 
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Dritten Reiches. Einige unabhängige Parteien, Zeitungen und allgemeine Grundsätze der per-
sönlichen Freizügigkeit blieben weiterhin erhalten und wurden nicht angetastet. 
Die monatlich erscheinende polnische Zeitschrift "Mocarstwowiec" Nr. 8 berichtete im Au-
gust 1930 (x309/71): >>Wir wissen, daß der Zusammenstoß Polens mit Deutschland unver-
meidlich ist. Wir müssen uns für diesen großen Augenblick systematisch und mit Schwung 
vorbereiten. ... Die gegenwärtige Generation ist berufen, in die polnische Geschichte erneut 
den Namen Tannenberg einzutragen.  
Dieser historische Sieg muß auf den Vorfeldern Berlins errungen werden, damit die Niederla-
ge Germaniens das Zentrum des Preußentums lähmt! Unser Ziel ist, Polens Westgrenze an der 
Oder und der Lausitzer Neiße und Preußen (gemeint ist Ostpreußen) wieder den Grenzen der 
Republik einzuverleiben. Der Drang nach dem Westen, dies ist in diesem Augenblick das Ge-
bot für das gesamte polnische Volk.<< 
Nach polnischen Gewalttaten gegenüber deutschen Minderheiten in Posen und Pommerellen 
protestierte die deutsche Reichsregierung am 19. Dezember 1930 wieder vor dem Völkerbund 
(x034/506).  
Die polnische Presse stellte am 27. November 1931 befriedigt fest, daß infolge der erfolgrei-
chen Polonisierung ein Rückgang des deutschen Stimmenanteiles im abgetretenen Teil Ober-
schlesiens von 44 % auf 18 % erfolgt wäre (x034/563).  
Die britische Zeitung "Manchester Guardian" berichtete am 24. Dezember 1931 (x309/60): 
>>Der polnische Terror in der Ukraine ist heute schlimmer als alles andere in Europa. ...<< 
Nach Abschluß des polnisch-sowjetischen Nichtangriffspaktes (1932) sprach man in Polen 
bereits unverblümt über den "Marsch gegen das Deutsche Reich bzw. nach Berlin".  
Der Streit um die Westerplatte führte 1932/33 zu gefährlichen polnisch-deutschen Spannun-
gen. Staatschef Pilsudski schlug deshalb vor, polnisch-französisch-britische "Polizeiaktionen" 
gegen das Deutsche Reich durchzuführen.  
Nach Hitlers Machtübernahme nahmen Staatschef Pilsudski und Außenminister Jozef Beck 
(1894-1944) im Jahre 1933 frühzeitig Kontakte mit dem NS-Reich auf. Die polnisch-
deutschen Gespräche und Vereinbarungen unterstützten Hitlers Pläne und störten gleichzeitig 
das französisch-polnische Bündnissystem.  
Gerd Schultze-Rhonhof (von 1959-1996 Angehöriger der deutschen Bundeswehr, seit 1991 
Generalmajor, Autor des 2003 erschienen Sachbuch-Bestsellers "1939 - Der Krieg, der viele 
Väter hatte") berichtete später über das deutsch-polnische Verhältnis (x320/56): >>1933 for-
derte Polen Frankreich dreimal zu einem Zweifrontenkrieg gegen Deutschland in ihrer Mitte 
auf, was Frankreich ablehnt, aber dennoch in Deutschland bekannt wird. Polen hat 1933 mit 
298.000 Mann noch (fast) über dreimal so viel Militär wie Deutschland mit seinem 100.000 
Mann Heer. So wird Polen vor Hitlers Amtsantritt 1933 von allen demokratischen Parteien in 
Deutschland und auch von der Reichswehr als Bedrohung angesehen. 
Erst unter den Diktatoren Hitler in Deutschland und Josef Pilsudski gibt es eine Annäherung 
für ein paar Jahre. Nach Pilsudskis Versuch von 1933, Frankreich zu einem Krieg gegen 
Deutschland aufzurufen - den Paris ja ablehnt -, lenkt er ein - und schließt 1934 mit Hitler 
einen Freundschaftsvertrag. …<< 
Die tschechische Übernahme der deutschen Siedlungsgebiete in Böhmen und Mähren 
Die Tschechoslowakische Republik (Tschechoslowakei) bzw. Ceskoslovenska Republica 
(CSR) wurde am 28. Oktober 1918 offiziell in Prag gegründet.  
Die Sudetendeutschen erklärten am 13. November 1918 den Anschluß an Deutsch-Österreich 
(x184/19). 
In Mährisch Trübau wurden am 29. November 1918 fünf deutsche Demonstranten (3 Frauen 
und 2 Schüler) durch tschechische Sicherheitskräfte erschossen (x206/26). 
Tschechische Truppen marschierten 1918/1919 in die sudetendeutschen Gebiete ein und ver-
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trieben die deutsch-böhmisch-mährische Regierung (x184/19). 
In mehreren Städten (z.B. in Kaaden und in Sternberg) forderten die Sudetendeutschen am 4. 
März 1919 ihr Selbstbestimmungsrecht und den Verbleib bei Österreich. Die friedlichen De-
monstrationen wurden jedoch z.T. gewaltsam beendet (x005/684). 54 Demonstranten wurden 
durch tschechische Milizen erschossen (x025/94).  
Gemäß den damaligen US-Vorschlägen sollte sich der Grenzverlauf überwiegend nach den 
ethnischen Siedlungsgebieten richten. Das Egerland war danach Bayern, Nordböhmen war 
Sachsen und das Sudetenland war dem preußischen Teil Schlesiens anzugliedern. Der öster-
reichische Teil Schlesiens sollte aufgeteilt und der CSR, Polen sowie dem Deutschen Reich 
zugeordnet werden.  
Ein französischer Vorschlag zur Lösung des deutschen Minderheitenproblems lautete jedoch 
schon damals: "Ausweisung aller Deutschen"!  
Die tschechischen Politiker Masaryk und Benesch lehnten eine Vertreibung der Sudetendeut-
schen jedoch strikt ab, weil man den neuen Staat nicht mit völkerrechtswidrigen Massenaus-
treibungen und hohen Entschädigungen belasten wollte. Die deutschen Arbeitskräfte wurden 
außerdem dringend benötigt (x028/49).  
Am 16. April 1919 beschloß die Regierung der CSR ein Gesetz zur Durchführung der Boden-
reform. Bis Oktober 1919 wurden fast alle deutschen Großgrundbesitzer (die ca. 30 % der 
Fläche des Sudetenlandes besaßen) enteignet. Die Grundstücke wurden zu 94 % an Tschechen 
verteilt (x206/26). 
Die deutsche Universität, die seit 1348 Eigentümerin der Prager Universität war, wurde am 
19. Februar 1920 enteignet. Die tschechoslowakische Regierung beschloß außerdem ein Spra-
chengesetz (alle Staatsbeamten mußten die tschechoslowakische Sprache beherrschen). Bis 
1930 verloren 30.293 deutsche Beamte ihren Arbeitsplatz (x206/27).  
In Prag ereigneten sich am 16. November 1920 nach antitschechischen Demonstrationen in 
Eger schwere Ausschreitungen gegen die Deutschen. Die Redaktionsräume des deutschen 
"Prager Tageblattes" und das "Deutsche Haus" wurden damals verwüstet.  
 
Bilanzierung und Bewertung des "Friedens" von Versailles 
Obgleich das Deutsche Reich den besiegten Franzosen in den Jahren 1814/15 und 1871 äu-
ßerst maßvolle Forderungen und faire Friedensbedingungen gestellt hatte, erwiesen sich vor 
allem die Franzosen nach dem Ersten Weltkrieg als besonders ungerechte und rachsüchtige 
Sieger.  
Georges Clemenceau (1841-1929, französischer Minister- und Kriegspräsident) der den Vor-
sitz der "Friedensverhandlungen" übernahm, setzte alle französischen Forderungen unerbitt-
lich durch. Clemenceau (Beiname: "Der Tiger", prägte damals z.B. den Ausspruch: "Frieden 
ist nur die Fortsetzung des Krieges") war ein unnachgiebiger, rachsüchtiger Greis, der beson-
ders durch die bittere französische Niederlage von 1870/71 geprägt worden war.  
Clemenceau, der die Zerschlagung des Deutschen Reiches und Errichtung von kleinen Teil-
staaten sowie die Abtrennung des Rheinlandes anstrebte, erklärte später (x063/521): >>... Je 
mehr einzelne und unabhängige Republiken in Deutschland errichtet werden, desto glückli-
cher werde er sein ...<<  
Der britische Ministerpräsident Lloyd George, der den Engländern bereits während des Krie-
ges versprach: "Deutschland zahlt alles!", versuchte nach dem Kriegsende vergeblich, die 
rachsüchtigen Franzosen zu stoppen.  
Lloyd George erklärte damals in Versailles (x059/30): >>Wir müssen uns bemühen, eine Ord-
nung des Friedens zu entwerfen, als wären wir unparteiische Schiedsrichter, die die Leiden-
schaften des Krieges vergessen haben. ...<<  
Die maßgeblichen westeuropäischen Siegermächte beschlossen schließlich in Versailles, die 
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deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht endgültig auszuschalten. Bei diesen Verhandlungen 
ging es den Siegerstaaten Frankreich und England nicht um einen gerechten Frieden (ohne 
"Sieger und Besiegten"). In erster Linie wollte man das Deutsche Reich (wie z.B. 1648) voll-
ständig kontrollieren und langfristig schwächen, um die französisch-englische Vormachtstel-
lung in Europa zu sichern. Die getreuen Verbündeten sollten außerdem die zugesagten Beloh-
nungen erhalten. Die ungerechten Vorverurteilungen des deutschen Kriegsgegners verdeckten 
eigentlich nur die wahren machtpolitischen Interessen der Siegermächte.  
Die Londoner "Times" schrieb im Jahre 1919 (x063/527): >>... Sollte Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnen, so haben wir diesen Krieg umsonst 
geführt.<<  
Die führenden Ententemächte hielten ihre geheimen Absprachen und Verträge konsequent ein. 
Während der erbitterten Kämpfe um die Kriegsbeute wurde das "14 Punkte-Programm" des 
nordamerikanischen Präsidenten entweder überhaupt nicht beachtet oder nur in abgeänderten 
Formen übernommen. Als US-Präsident Wilson ("Apostel des Friedens" bzw. Verteidiger der 
Völker- und Menschenrechte) seine Friedensvorstellungen nicht durchsetzen konnte, opferte 
er schließlich den "gerechten Frieden" für die Schaffung des Völkerbundes (Wilsons größter 
Wunschtraum). Wilson, der 1919 den Friedensnobelpreis erhielt, zog sich schließlich kampf-
los und verbittert in die bisherige nordamerikanische Isolationspolitik zurück und kümmerte 
sich während seiner restlichen Amtszeit (bis 1920) nicht mehr um die wirren Nachkriegsver-
hältnisse in Europa- 
Die Vermischung der europäischen und nordamerikanischen Vorstellungen wirkte sich für das 
Deutsche Reich bzw. für die verhaßten "deutschen Hunnen" ausgesprochen verhängnisvoll 
aus. Fast alle Vereinbarungen und verbindlichen Zusagen des Waffenstillstandsvertrages blie-
ben unberücksichtigt. Die Siegermächte ignorierten ferner Völker- und Menschenrechte, die 
sie angeblich bewahren und schützen wollten. Vor allem für die Deutschen in Ost-
Mitteleuropa sollte sich diese völkerrechtswidrige "Friedenspolitik" besonders verheerend 
auswirken.  
Die erstmalige Beteiligung der Nordamerikaner an der Europapolitik veränderten die jahrhun-
dertealten europäischen Macht- und Kräfteverhältnisse grundlegend. Aufgrund der gleichgül-
tigen und naiven US-Außenpolitik wurden in Europa letzten Endes chaotische Verhältnisse 
geschaffen, die Hitlers und Stalins Terrorsysteme nachweislich erheblich förderten. 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) berichtete später über die 
Versailler "Friedensverhandlungen" (x063/522): >>Ende Januar 1918 hatte die große New 
Yorker Zeitung "Evening Post", die im Besitz Villards war, die Geheimverträge der Alliierten 
veröffentlicht, die die Engländer und Franzosen ängstlich vor Amerika zu verstecken suchten. 
Sie waren der kommunistischen Regierung bei der Öffnung der russischen Staatsarchive in die 
Hände gefallen und erreichten Villard durch eine Kette glücklicher Umstände. Die Echtheit ist 
nie bestritten worden. Diese Geheimverträge enthüllten die imperialistischen Pläne Frank-
reichs und sind ein Beweis, daß die Annahme der Vierzehn Punkte Wilsons durch Frankreich 
unaufrichtig war. 
Im September 1916 hatte die französische Regierung mit Zustimmung des Präsidenten Ray-
mond Poincaré beschlossen, das gesamte linksrheinische Gebiet loszubrechen. Es sollten un-
ter französischer Besatzung "autonome Republiken" gebildet werden. Rußlands Zustimmung 
zu diesem Plane wurde durch die Einräumung völliger Handlungsfreiheit in Ostdeutschland 
gewonnen.  
Marschall Fochs Memorandum vom 27. November 1918 liegt durchaus auf der Linie dieser 
Verträge. Es zielte auf die Auslöschung der deutschen Souveränität westlich des Rheines hin. 
Eine oder mehrere autonome rheinische Republiken sollten errichtet und die männliche Be-
völkerung zum Militärdienst eingezogen werden, um im Kriegsfall gegen Deutschland zu 
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kämpfen. Die dauernde Besetzung der rechtsrheinischen Brückköpfe war gleichfalls vorgese-
hen. ...<<  
Der deutsche Historiker Peter März berichtete später über die Versailler "Friedenskonferenz" 
(x312/216): >>... Die Friedenskonferenz von Versailles wurde am 18. Januar 1919 eröffnet, 
pikanterweise exakt 48 Jahre nach der Proklamation des deutschen Kaiserreiches am selben 
Ort.  
Aber es gab keine deutsche Beteiligung. Die Entscheidungen fielen zwischen den großen drei, 
dem amerikanischen Präsidenten Wilson, dem britischen Premierminister Lloyd George und 
dem französischen Ministerpräsidenten Clemenceau.  
Als man sich geeinigt hatte, wurden die deutschen Delegierten einbestellt und erhielten am 7. 
Mai 1919 den Entwurf des Friedensvertrages. Sie konnten schriftlich Stellung nehmen und 
daraus ergab sich dann ein Notenwechsel mit einigen für Deutschland günstigen Modifikatio-
nen. Aber es gab keinerlei Aussprache.  
Diese Kommunikationsverweigerung war ein Novum. Sie zeigte aber auch deutlich, wie weit 
die emotionalen Verhärtungen gingen. Naturgemäß stimmen sich bei Friedenskongressen die 
diversen Parteien und Allianzgruppen untereinander ab und gehen nicht unvorbereitet und 
ohne Konzept in die Verhandlungen mit der Gegenseite. Aber selbst eine solche Form der 
präparierten und dosierten mündlichen Aussprache war Deutschland nicht zugestanden wor-
den.  
Das Zweite, was man sehen muß, ist der schiere Umfang des Vertrages: Die vom Auswärtigen 
Amt 1919 herausgegebene, dreisprachige (englisch, französisch und deutsch) Ausgabe wiegt 
1.140 Gramm (!), sie umfaßt 440 Artikel und 455 Seiten. ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Versailler "Friedensverhandlungen" (x068/196,199): >>... Zwar verhinderte Wilson 
Deutschlands Zerstückelung durch Etablierung eines linksrheinischen Pufferstaates (womit 
der lebenslange Opportunist Konrad Adenauer durchaus einverstanden war); doch auch Lloyd 
George verwarf, wie Wilson, die von Frankreich geforderte Abspaltung einer "Rheinischen 
Republik". Beide wollten unter keinen Umständen eine weitere Verstärkung Frankreichs, son-
dern Deutschland als Gegenspieler auf dem Kontinent. ... 
Überhaupt hielt Wilson den Vertrag von Versailles zwar für hart, doch für gerecht. Dabei wur-
de das Selbstbestimmungsrecht der Völker völlig preisgegeben. Millionen Deutsche – kamen 
gegen ihren Willen – unter französische, tschechische, polnische Herrschaft. ...<< 
>>... Mit Deutschland wurde 1919 nicht einmal verhandelt. Man präsentierte am 28. Juni - 
dem Jahrestag von Sarajewo - im Spiegelsaal von Versailles einfach den fertigen Vertrag. Und 
der war ein rückhaltloser Bruch des Waffenstillstandsabkommens.  
Außenminister Graf Brockdorff-Rantzau, der Führer der deutschen Delegation in Versailles, 
verweigerte seine Unterschrift und demissionierte. Johann Giesberts, Reichsminister seit 
1919, rief beim Lesen der langen Anklageschrift: "Dieser schamlose Vertrag, ... ich habe bis 
heute an Wilson geglaubt. Ich hielt ihn für einen Ehrenmann und jetzt schickt uns dieser 
Schurke einen solchen Vertrag". ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 17.01.2009) über 
die Pariser Friedenskonferenz (x887/...): >>Keim des Zweiten Weltkriegs 
Vor 90 Jahren begann die Pariser Friedenskonferenz 
... Friedensdiktate sind für den Sieger immer etwas Schönes. Allerdings sind sie historisch 
betrachtet auch wieder unbequem, weil demaskierend. Sie decken nämlich für die Nachwelt 
ungeschminkt die Kriegsziele auf - auch solche, die politisch unklug oder gar völkerrechts-
widrig waren. Die wichtigsten waren damals:  
1. Die Zerschlagung Deutschlands als Wirtschaftsmacht. Von Spitzentechnologie über die 
Schwerindustrie bis zu den Kuckucksuhren sollten die ungeliebten deutschen Konkurrenten 
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verschwinden. 
2. Die Ausschaltung der deutschen Dominanz auf dem europäischen Festland. 
3. Territoriale Veränderungen und Einlösung der Versprechen an die Vasallen und Helfer. 
Hierzu war die Zerschlagung der Türkei und Österreich-Ungarns vorgesehen. 
4. Die Auslieferung von 859 angeblichen Kriegsverbrechern, darunter Generalfeldmarschall 
Paul von Hindenburg und Kaiser Wilhelm II. höchstselbst. 
5. Schließlich sollte das besiegte Deutschland auch noch seine alleinige Kriegsschuld aner-
kennen. ...<< 
Am 7. Mai 1919 übergab Clemenceau den deutschen Bevollmächtigten das 455 Seiten umfas-
sende Vertragswerk der Pariser Friedenskonferenz zur Prüfung (x069/119). 
Nach der Veröffentlichung der "Friedensbedingungen" war die gesamte deutsche Nation tief 
bestürzt und restlos erschüttert, denn dieser "Friedensvertrag" sollte offensichtlich keinen 
Frieden einleiten. Obgleich alle Beteiligten genau wußten, daß eigentlich kein Staat den Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges bewußt bzw. vorsätzlich verschuldet hatte, wurde in Paris 
hauptsächlich das Deutsche Reich für den Kriegsausbruch verantwortlich gemacht.  
Der SPD-Vorstand rief am 9. Mai 1919 die Sozialisten aller Länder um Hilfe (x034/48): 
>>Proletarier aller Länder! Vereinigt Eure Kraft um einen Gewaltfrieden zu verhindern, der 
Europa nicht zur Ruhe kommen lassen wird. ...<<  
Der nordamerikanische Journalist Villard berichtete über die damalige deutsche Nachkriegs-
stimmung (x063/522): >>In gutem Glauben hatten sie sich übergeben; sie hatten die Bedin-
gungen des Waffenstillstands angenommen, weil die Vereinigten Staaten ihre Ehre zum Pfand 
gaben, daß der Friede auf den 14 Punkten ruhen werde. Sie waren bereit, ihren Teil des Ver-
trages zu erfüllen. Hatten sie nicht den Preis gezahlt? Und schließlich, waren sie nicht auch 
Menschen?  
Rasch wurde diese glorreiche Gelegenheit, Europa auf edlen und dauernden Grundlagen wie-
deraufzubauen, über Bord geworfen. Auch der ungeübteste Beobachter konnte sehen, wie die 
deutsche Nachkriegsstimmung sich änderte, hinwegschmolz und verflog, vielleicht um nie 
wiederzukehren ...<<  
Ministerpräsident Philipp Scheidemann (1865-1939) erklärte im Namen der deutschen 
Reichsregierung (x092/780, x069/119): >>Der Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute 
noch nicht zu glauben vermag, die Erde könne solch einen Bruch ertragen, ohne daß aus ... 
allen Ländern der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! ...<< 
>>... Wer kann als ehrlicher Mann - ich will gar nicht sagen als Deutscher - nur als ehrlicher, 
vertragstreuer Mann solche Bedingungen eingehen? Welche Hand müßte nicht verdorren, die 
sich und uns in diese Fesseln legt? Und dabei sollen wir die Hände regen, sollen arbeiten, die 
Sklavenschichten für das internationale Kapital, Frondienste für die ganze Welt leisten?  
Wird dieser Vertrag wirklich unterschrieben, so ist es nicht Deutschlands Leiche allein, die 
auf dem Schlachtfeld von Versailles liegenbleibt. Dabei würden als ebenso edle Leichen lie-
gen das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Unabhängigkeit freier Nationen, der Glaube 
an all die schönen Ideale, unter deren Banner die Entente zu fechten vorgab, und vor allem der 
Glaube an die Vertragstreue.<< 
Der britische Politiker Philip Snowden (1864-1937) schrieb am 22. Mai 1919 im "Labour Le-
ader" (x063/491-492): >>Mehr als alle anderen Staatsmänner, die für den Friedensvertrag ver-
antwortlich sind, ist Präsident Wilson aufs äußerste diskreditiert. Er hat nicht darauf bestan-
den, daß auch nur eine einzige der Friedensbedingungen, die er aufstellte, gehalten wurde ...  
Sein Eingreifen in den europäischen Krieg war von jedem Standpunkt aus verhängnisvoll. 
Hätte er Amerika nicht in den Krieg gebracht, so wäre wahrscheinlich ein anständiger Frieden 
zustande gekommen. Sein Eingreifen hat die europäische Lage außerordentlich verschärft und 
brodelnde Eifersucht, Haß, bösen Willen und die Gewißheit zurückgelassen, daß ein Men-
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schenalter von Krieg und Blutvergießen vor uns liegt.  
Je eher er nach Amerika zurückkehrt und aufhört, sich in die internationale Politik einzumi-
schen, für die er offensichtlich weder den Mut noch das Wissen besitzt, desto besser für den 
Frieden der Welt.<< 
Aufgrund der französisch-britischen Friedensbedingungen traten am 26. Mai 1919 neun Mit-
glieder der US-Friedensdelegation bestürzt zurück.  
Jan Smuts (1870-1950, ehemaliger Buren-General, 1919-24 und 1939-48 südafrikanischer 
Ministerpräsident) schrieb am 30. Mai 1919 an US-Präsident Wilson (x068/197-198): >>... 
daß wir ihnen gegenüber (den Deutschen) unter einer feierlichen Verpflichtung stehen, einen 
Wilsonfrieden zu schließen, einen Frieden in Übereinstimmung mit ihren 14 Punkten und an-
deren 1918 verkündeten Grundsätzen. Es besteht nach meiner Ansicht absolut kein Zweifel, 
daß dem so ist ... Wir sind verpflichtet, einen Frieden zu schließen im Rahmen der 4 Eckpfei-
ler Ihrer Punkte und Prinzipien ...  
Es wird eine furchtbare Enttäuschung geben, wenn die Völker zu der Auffassung gelangen, 
daß wir keinen Wilsonfrieden schließen, daß wir der Welt nicht unsere Versprechungen und 
der Öffentlichkeit nicht die Treue halten ... und wir werden mit der schwersten Schande über-
schüttet werden und dieser Frieden könnte dann wohl sogar noch größeres Unheil für die Welt 
bedeuten, als es der Krieg war.<<  
Als die deutsche Nationalversammlung die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweiger-
te, forderten die Siegermächte am 16. Juni 1919 ultimativ die bedingungslose Anerkennung 
des Vertrages (innerhalb von 5 Tagen) und drohten mit der sofortigen Besetzung des gesamten 
Deutschen Reiches sowie Fortsetzung der Hungerblockade.  
Da der Reichskanzler und der Reichsaußenminister sowie alle DDP-Minister die Anerken-
nung der ungerechten Friedensbedingungen entschieden ablehnten, trat die deutsche Reichsre-
gierung am 20. Juni 1919 zurück. Reichspräsident Ebert blieb trotz seiner ablehnenden Hal-
tung im Amt. Die SPD-Fraktion beschloß danach am 20. Juni 1919, die Versailler Friedens-
bedingungen anzunehmen. 
Vor der entscheidenden Abstimmung der deutschen Nationalversammlung erklärte Reichs-
kanzler Gustav Bauer (1870-1944) am 22. Juni 1919 (x063/528): >>Am Montagabend soll 
der Krieg aufs neue beginnen, wenn nicht unser Ja in Versailles ist!  
Ein Krieg, kaltblütig auf Stunde und Minute angesagt, ein Vormarsch zu dem jedes Mordin-
strument tausendfach schon am Rhein bereitsteht, gegen ein wehrloses, waffenloses Volk. ...  
(Ich rufe auf zum) Protest gegen die Verhöhnung des Selbstbestimmungsrechtes, gegen die 
Verknechtung eines großen und guten Volkes, gegen die neue Bedrohung des Weltfriedens 
unter der Maske eines feierlichen Friedensvertrages! ...  
Die Regierung der Deutschen Republik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne 
jedoch damit anzuerkennen, daß das deutsche Volk Urheber des Krieges sei, und ohne eine 
Verpflichtung nach Artikel 227 bis 230 des Friedensvertrages zu übernehmen! ...<<  
Der SPD-Politiker Paul Löbe (1875-1967, 1919/20 Mitglied der Weimarer Nationalversamm-
lung, danach bis 1933 Reichstagsabgeordneter, 1933 und 1944 vorübergehend inhaftiert, 
1949-53 Mitglied des Bundestages) erklärte vor der Nationalversammlung (x256/72): 
>>Wenn wir die Annahme des Friedensvertrages billigen, so sind wir bereit, alles zu tun, um 
die Bedingungen bis an die Grenze des Möglichen durchzuführen. Das ist die unvermeidliche 
Folge des Kriegsausgangs. 
Was aber undurchführbar ist, bleibt auch nach unserer Unterschrift undurchführbar. Ein ent-
rechtetes, verhungertes Volk ist arbeitsunfähig, ein vergewaltigtes Volk ist nicht nur um sein 
eigenes Lebensglück betrogen, es betrügt auch seine Vergewaltiger.  
Deshalb muß, was an den Friedensbedingungen unmöglich ist, in friedlicher Verhandlung 
durch verständiges Entgegenkommen beseitigt werden. ...<< 
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Angesichts der ultimativen Drohung der Siegermächte, den Krieg erneut zu eröffnen und nach 
Deutschland einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen Delegierten schließlich am 28. 
Juni 1919 den von den Siegern allein ausgehandelten und diktierten "Versailler Friedensver-
trag". Infolge der gnadenlosen Methoden der Siegermächte mußte sich die deutsche Regierung 
(wie nach dem Ende des 30jährigen Krieges im Jahre 1648) der menschenverachtenden Ge-
walt beugen. Der deutsche Staat mußte letzten Endes in Versailles nicht nur ein politisches 
und militärisches, sondern auch ein volkswirtschaftliches Todesurteil akzeptieren.  
Vor der Unterzeichnung erklärten Hermann Müller (1876-1931, deutscher Außenminister, 
SPD-Politiker und späterer Reichskanzler) und Johannes Bell (1868-1949, deutscher Reichs-
minister und Zentrumspolitiker) am 28. Juni 1919 (x065/371): >>Der übermächtigen Gewalt 
weichend und ohne ihre Auffassung über die unerhörte Ungerechtigkeit ... aufzugeben, erklärt 
die (deutsche) Regierung, daß sie bereit ist, die ... Friedensbedingungen anzunehmen und zu 
unterzeichnen.<<  
Die erzwungene Unterzeichnung des "Versailler Friedensvertrages" bzw. die erpreßte Aner-
kennung der deutschen Kriegsschuld erfolgte am 28. Juni 1919, dem 5. Jahrestag des Mordes 
von Sarajevo, im Schloß von Versailles (zusätzliche Demütigung für die deutsche Kaiserpro-
klamation im Jahre 1871).  
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, berichtete später über die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages im Spiegelsaal von Versailles (x068/199): >>(Ich hatte) ein 
Gefühl der Sympathie mit den Deutschen, die stoisch dasaßen. Es war dem ähnlich, was man 
in alten Zeiten tat: der Sieger schleifte den Besiegten hinter seinem Wagen her ...<<  
Am 12. Juli 1919 hoben die Alliierten die Hungerblockade gegen das Deutsche Reich auf. Im 
Verlauf der planmäßigen Hungerblockade (November 1918 bis Juli 1919) verhungerten min-
destens 300.000 wehrlose deutsche Zivilisten (x063/521).  
Der US-Senat weigerte sich am 18. November 1919, den gewaltsam erpreßten Versailler Ver-
trag zu ratifizieren.  
US-Senator William E. Borah (1865-1940) erklärte während dieser Senatsdebatte (x065/372-
373): >>... Ihr Vertrag bedeutet nicht Frieden. Wenn wir die Zukunft an Hand der Vergangen-
heit beurteilen, bedeutet er Krieg ...<< 
Der Vertrag von Versailles trat am 10. Januar 1920, um 4.15 Uhr, in Kraft, obwohl sich die 
Siegermacht USA weiterhin weigerte, den Vertrag zu unterzeichnen.  
Da der US-Senat den Versailler Vertrag und den Beitritt zum Völkerbund später beharrlich 
ablehnte, verlangte vor allem die beleidigte französische Regierung nur noch unnachgiebiger 
die Erfüllung der astronomischen, unbezahlbaren Reparationsverpflichtungen.  
Aufgrund der vermeintlichen Alleinschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges (Kriegs-
schuldparagraph 231 des Versailler Vertrages) verlor das Deutsche Reich insgesamt 13 % sei-
ner bisherigen Gebiete (70.580,4 qkm, ohne Kolonien) sowie 10 % der Bevölkerung 
(6.475.568 Einwohner, Stand: 1.12.1910) und hatte riesige Wiedergutmachungsleistungen zu 
erbringen.  
Nach dem Versailler Vertrag mußte das Deutsche Reich zwangsweise z.B. auf folgende Ge-
biete verzichten:  
Memelland an Litauen 
Danzig und Umgebung an Freistaat Danzig 
Fast die gesamte Provinz Posen, 75 % von Westpreußen, Teile von Nieder- und Oberschlesi-
en, Ostpreußen sowie Ostpommern an Polen 
Oberschlesische Gebiete und das Hultschiner Ländchen an die Tschechoslowakei 
Nordschleswig an Dänemark 
Eupen und Malmedy an Belgien 
Elsaß-Lothringen an Frankreich 
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Das Deutsche Reich mußte außerdem auf alle deutschen Kolonien (Gebietsgröße = rd. 3,0 
Millionen qkm) und auf die deutschen Rechte im Ausland (Patente, Überseekabel etc.) ver-
zichten und verlor sein gesamtes Auslandsvermögen in Höhe von etwa 24,0 Milliarden Mark 
(x074/1.015). Die Siegermächte beschlagnahmten bzw. liquidierten ferner zahlreiche deutsche 
Privatvermögen.  
Der Erste Weltkrieg kostete dem Deutschen Reich etwa 1/3 seiner Kohlen-, 1/2 seiner Blei-, 
2/3 seiner Zinkerz- und 3/4 seiner gesamten Eisenerzvorkommen (x054/188). Die Abtretung 
der landwirtschaftlichen Überschußgebiete in den Provinzen Posen und Westpreußen sowie 
die Zwangsenteignung der wertvollen oberschlesischen Kohlenvorräte und modernen Schwer-
industriebetriebe stellten das Deutsche Reich bereits ohne die noch zusätzlich zu erbringenden 
Wiedergutmachungsleistungen vor gewaltige, fast unlösbare wirtschaftliche Nachkriegspro-
bleme. Von 1914-22 verminderte sich das gesamte deutsche Volksvermögen von 310,0 Milli-
arden (1914) um 150,0-200,0 Milliarden Mark (x063/524).  
Die personelle Stärke des deutschen Heeres wurde auf 100.000 Berufssoldaten reduziert, die 
Marine verfügte nur noch über 15.000 Mann. Die schwache Reichswehr konnte danach nir-
gends die Sicherung der Landesgrenzen gewährleisten, denn sie besaß keine schweren Waffen 
und keine Luftstreitkräfte. Diese Entwaffnungsbestimmungen wurden durch Militärkontroll-
kommissionen der Alliierten regelmäßig überprüft. Das linke Rheinufer wurde für 15 Jahre 
durch alliierte Truppen besetzt und das Rheinland entmilitarisiert. Den von beiden deutschen 
Staaten angestrebten Anschluß Deutsch-Österreichs an das Deutsche Reich untersagte man. 
Die Schuld der Staaten (spätere Siegermächte), die eindeutige Kriegsziele (Zerschlagung des 
Deutschen Reiches, Österreich-Ungarns und des Osmanischen Reiches) verfolgten und den 
Krieg wollten, war nachweislich wesentlich größer, als die Schuld der späteren Verliererstaa-
ten, die nicht vorsichtig genug oder zu naiv waren, um die Katastrophe des Ersten Weltkrieges 
zu verhindern.  
Serbien: Der slawische Nationalismus (Jugoslawismus und Panslawismus) förderte nachweis-
lich die radikalen Unabhängigkeitsbestrebungen im Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn. Die 
radikalen serbischen Geheimbünde verursachten vorsätzlich den Kriegsausbruch, um die Do-
naumonarchie Österreich-Ungarn zu vernichten.  
Österreich-Ungarn: Die geschwächte Großmacht Österreich-Ungarn war unfähig, die jahr-
zehntelangen Nationalitätenprobleme rechtzeitig und umfassend zu lösen. Österreich nahm 
schließlich die Ermordung des österreichischen Thronfolgers zum Anlaß, um endgültig mit 
Serbien abzurechnen. Die Habsburger kämpften verzweifelt um ihre europäische Großmacht-
stellung, deshalb wollten sie den slawischen Nationalismus zerschlagen und versuchten nicht, 
den Krieg zu verhindern. Der Balkankonflikt war für die Habsburger Monarchie letzten Endes 
ein Kampf um Sein oder Nichtsein.  
Rußland: Aufgrund der traditionellen russischen Expansionspolitik unterstützte der Zar Serbi-
en und verhinderte durch die russische Generalmobilmachung alle deutschen Vermittlungs-
versuche. Obgleich die russischen Lebensinteressen in keinster Weise bedroht wurden, trieb 
die russische Regierung das friedlich gesinnte russische Volk in einen verlustreichen Krieg. 
Die russische Expansionspolitik auf dem Balkan und der verzweifelte Kampf um die innenpo-
litische Machtstellung des Zarenreiches (Existenznot des Zaren) führten schließlich zum Un-
tergang Rußlands (bolschewistische Revolution im Jahre 1917).  
Frankreich: Aufgrund des russisch-französischen Bündnisses geriet Frankreich zwangsläufig 
in den Krieg. Die französische Regierung unternahm nachweislich nichts, um den drohenden 
Krieg zu vermeiden, denn man wollte diese Gelegenheit zur "Revanche" unbedingt nutzen 
(Rache für die militärische Niederlage von 1870/71 und Rückeroberung von Elsaß-Lothrin-
gen).  
Deutsches Reich: Die außenpolitische Unfähigkeit des Deutschen Reiches (unüberlegte Bün-
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dnisvereinbarungen und leichtsinnige Überheblichkeit) führten schließlich zur völligen Isolie-
rung des Landes. Die leichtfertigen deutschen Bündniszusagen (sogenannte "Blankoschecks") 
förderten schließlich die österreichisch-ungarische Kriegserklärung und rissen das Deutsche 
Reich in den ungewollten verhängnisvollen Krieg. Das Deutsche Reich ging ursprünglich von 
einem Verteidigungskrieg aus. Angesichts der frühzeitigen russisch-französischen Mobilma-
chung entschloß sich die deutsche Heeresführung jedoch notgedrungen zur offensiven Kriegs-
führung.  
Der deutsche Historiker Golo Mann (1909-1994) schrieb später über den angeblichen "deut-
schen Angriffskrieg" (x024/36): >>... Die Frage Bethmanns im Reichstag, ob Deutschland 
hätte warten sollen, bis es eingekeilt zwischen Feinden, von ihnen überwältigt worden wäre, 
klingt ehrlich, wie der Reichskanzler im allgemeinen wenig Begabung zum Lügen besaß.<<  
Die Deutschen wurden damals zu Unrecht als Kriegstreiber diffamiert und für den Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges verantwortlich gemacht. Das Deutsche Reich hatte in jener Zeit nach-
weislich keine Kriegsziele und es gab auch keine spezielle "deutsche Expansionsstrategie". 
Wenn das Deutsche Reich tatsächlich einen Krieg geplant hätte, wäre man sicherlich bereits 
im Jahre 1905 zum Angriff übergegangen, als Rußland nach dem russisch-japanischen Krieg 
entscheidend geschwächt war (Wegfall der zweiten Front im Osten), denn die deutschen 
Aufmarschpläne gegen Frankreich ("Stoß- und Sichelschnitt") lagen damals bereits vor 
(x098/39). Die deutsche Reichsregierung wollte im Jahre 1914 mehrheitlich keinen Krieg, 
weil alle ernstzunehmenden Politiker wußten, daß Deutschland nichts gewinnen, sondern 
höchstens alles verlieren konnte.  
Großbritannien: Die Briten bemühten sich zwar redlich, um den Krieg zu verhindern, aber sie 
traten nach dem Kriegsausbruch erstaunlich schnell gegen das Deutsche Reich an, um die an-
geblichen deutschen Expansionsbestrebungen zu verhindern. Der britische Außenminister Sir 
Edward Grey lehnte z.B. die erbetene Neutralität Großbritanniens kommentarlos ab, obwohl 
das Deutsche Reich die europäischen Gebietsstände des Jahres 1914 zusicherten (x090/245).  
USA: Nordamerika griff im Jahre 1917 in erster Linie aus wirtschaftlichen und machtpoliti-
schen Gründen in den Ersten Weltkrieg ein. Die US-Wirtschaft lieferte den Briten und Fran-
zosen bereits vor dem nordamerikanischen Kriegseintritt erhebliche Mengen von Kriegsgü-
tern. 
Die Kriegsschuldfrage wurde noch jahrzehntelang nach dem Kriegsende gewissenhaft geprüft 
und ausführlich diskutiert. Im Verlauf dieser historischen Untersuchungen mußten die Be-
hauptungen der Siegermächte schließlich korrigiert werden, daß das Deutsche Reich den Er-
sten Weltkrieg vorsätzlich verursacht hätte (x063/474).  
Der deutsche Historiker Christian Zentner schrieb später über die Gründe bzw. Folgen der 
nordamerikanischen Kriegsbeteiligung (x065/329-330): >>... Der Druck der industriellen und 
landwirtschaftlichen Überproduktion, der in den Vorkriegsjahren so schwer auf den USA ge-
lastet hatte, verschwand im Laufe des Ersten Weltkrieges in zunehmenden Maß als die USA 
zum Lieferanten der kriegsführenden Alliierten wurden.  
Von etwa 40 Millionen Dollar im Jahre 1914 stieg der Wert der nordamerikanischen Ausfuhr 
1915 auf 210 Millionen und 1916 auf 1,29 Milliarden Dollar. 1915 betrugen die englisch-
französischen Schulden in den USA bereits 500 Millionen Dollar. Diese wirtschaftlichen Tat-
sachen gewannen mehr und mehr an Gewicht. Sie waren zwar nicht das einzige, vielleicht 
nicht einmal das ausschlaggebende, aber ein höchst bedeutsames Motiv für den Eintritt der 
USA in den Ersten Weltkrieg ...<< 
General Charles de Gaulle (1890-1970, ab 1944/45 französischer Regierungschef) sprach im 
Jahre 1944 von dem "Dreißigjährigen Krieg unseres Jahrhunderts". De Gaulle deutete damit 
an, daß die 20er und 30er Jahre tatsächlich nur Pausen bzw. nur Zwischenkriegszeit gewesen 
seien (x098/41).  
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In einem "Spiegel-Interview" ("Der Spiegel" 5/1971 vom 25. Januar 1971) erklärte der dama-
lige US-Gouverneur des US-Bundesstaates Alabama, George Wallace (1919-1998): >>... 
Amerika ist in gewisser Weise mitverantwortlich für den Zweiten Weltkrieg. Denn dieser 
Krieg hätte sich vermeiden lassen ... Der Vertrag von Versailles war ein Racheakt. Man hat 
den Deutschen diesen Vertrag aufgezwungen, was wirklich unfair war. Hätte es diesen Ver-
trag nicht gegeben, dann hätte es auch keinen Hitler gegeben ...<< 
Der deutsch-amerikanische Historiker und Autor Frank Fabian berichtete später über den Ver-
sailler Vertrag (x313/334-335): >>... Nie war Deutschland so gedemütigt worden, nie zuvor 
hatte man seinen Stolz so verletzt. 
Im Artikel 231 des Versailler Vertrages wurde Deutschland und seinen Verbündeten überdies 
die gesamte Schuld aufgebürdet ... 
Empörung flackerte an allen Orten auf. Der Versailler Friedensvertrag schuf in Deutschland 
einen unaussprechlichen Haß auf die Siegermächte. 
Das Axiom (Ursatz) gilt: 
Wenn ein Volk in einem "Frieden" zu sehr gedemütigt und sein Stolz verletzt wird, wird 
es eines Tages zurückschlagen wollen. 
Der Versailler Friedensvertrag wurde denn auch von allen Parteien in Deutschland gleicher-
maßen abgelehnt, aber es gab keine Alternative. Zähnknirschend setzten die deutschen Vertre-
ter schließlich ihre Unterschrift unter den Vertrag. ... 
Hoffnungslosigkeit, Niedergeschlagenheit, Trauer, Haß, Zorn, Wut und Protest machten sich 
breit. Vielerorts sträubte man sich einzugestehen, daß man den Ersten Weltkrieg tatsächlich 
verloren hatte. ... 
Die öffentliche Meinung schlug um, die radikalen Parteien erhielten Zulauf. 
Da die Reparationsforderungen barbarisch waren, mußten die Steuern erhöht werden. Gleich-
zeitig begann die Inflation ihr häßliches Gesicht zu zeigen.  
Für all das wurden in ... (der) neuen Weimarer Republik die demokratischen Politiker verant-
wortlich gemacht. ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete später (am 11.07.2017): >>Zweifel an 
den Zweifeln 
Es gibt eine "Legende von der Weimarer Republik". Die geht so: An sich war 1919 alles in 
Ordnung, der lästige Obrigkeitsstaat beseitigt, die Republik errichtet, der Weg nach Westen 
offen; aber leider bockten die Deutschen und wollten ihn nicht beschreiten; das hatte vor al-
lem mit dem Mangel an Liberalität in der Vorzeit zu tun, dann auch mit den reaktionären 
Oberschichten, die weiter am Ruder blieben, und mit dem Nationalismus, der sich unbegreif-
licher Weise festsetzte und schließlich den Untergang der schönen neuen Demokratie herauf-
beschwor. Zu den perfiden Behauptungen der Rechten gehörte einmal die vom "Diktatfrieden" 
und dann die vom "Dolchstoß", durch den das deutsche Heer gefällt wurde. 
Gralshüter Historischer Korrektheit 
Man könnte einen ganzen Katalog mit Abhandlungen von Historikern, Politologen, Soziolo-
gen, Pädagogen und Journalisten füllen, die die fatale Wirkung der "Dolchstoßlegende" zum 
Thema haben. Sie alle teilen eine Grundannahme: daß es sich tatsächlich um eine Legende 
handelte, das heißt, daß die Vorstellung vom "Dolchstoß" keinerlei sachliche Berechtigung 
hatte; konsequenter Weise spricht mancher schon von "Dolchstoßlüge". Entsprechend liest 
man es in jedem Schulbuch und in jeder Empfehlung für den Geschichtsunterricht, in den of-
fiziösen Darstellungen wie den Materialien zur politischen Bildung. 
Um so überraschender, wenn jemand wie Gerd Krumeich, emeritierter Professor für Neuere 
Geschichte, mit einem Beitrag in der FAZ am Montag gewisse Zweifel anmeldet. Krumeich 
gehört eigentlich zu den Gralshütern Historischer Korrektheit. Noch unlängst hat er scharf 
allen Versuchen widersprochen, die deutsche Alleinschuld am Kriegsausbruch von 1914 zu 
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relativieren. Aber nun erfährt man, daß er, was die Deutung des Kriegsendes angeht, Vorbe-
halte hat. 
Verantwortung für sieben Millionen Tote 
Erstaunlich ist schon, daß Krumeich seinen Kollegen eine unhistorische Betrachtung der 
Kriegsfolgen vorwirft. Sie begriffen nicht, heißt es bei ihm, was der Versailler Vertrag für die 
Deutschen der Zeit war und warum sie den Kriegsschuldartikel als inakzeptabel betrachteten. 
Die Äußerung Clemenceaus bei Übergabe der Friedensbedingungen im Mai 1919 ("Das Ver-
halten Deutschlands ist in der Geschichte der Menschheit fast beispiellos. Die schreckliche 
Verantwortung, die auf ihm lastet, läßt sich in der Tatsache zusammenfassen, daß wenigstens 
sieben Millionen Tote in Europa begraben liegen, während mehr als zwanzig Millionen Le-
bender durch ihre Wunden und ihre Leiden von der Tatsache Zeugnis ablegen, daß Deutsch-
land durch den Krieg seine Leidenschaft für die Tyrannei hat befriedigen wollen.") nennt 
Krumeich "ungeheuerlich", die Reaktion des deutschen Vertreters Brockdorff-Rantzau, der 
bei der Entgegennahme sitzenblieb, "maßvoll". 
Entscheidend ist aber, wie Krumeich mit der "Dolchstoßlegende" verfährt: Zum einen bezwei-
felt er, daß die deutschen Streitkräfte Ende 1918 so entscheidend geschwächt waren, daß sie 
den Kampf nicht mehr fortsetzen konnten, zum anderen weist er auf den Wahrheitskern hin, 
der in der Behauptung stecke, daß erst der Ausbruch der Revolution in der Heimat alle weite-
ren militärischen Anstrengungen unmöglich machte. 
Deutsche Kriegsschuld bereitwillig akzeptiert 
Es seien vor allem die Zivilisten gewesen, die den Krieg "gründlich satt hatten" und nur zu 
gern der Illusion folgten, daß man für den Fall der Beseitigung des alten Regimes einen 
glimpflichen Frieden bekommen könnte. Und obwohl dieses Kalkül nicht aufging, habe ein 
erheblicher Teil der Linken die deutsche Kriegsschuld bereitwillig akzeptiert und damit den 
Forderungen der Sieger in die Hände gearbeitet. 
Diese Tatbestände überhaupt wieder ins Gedächtnis gerufen zu haben, ist verdienstvoll. Aber 
trotzdem weist Krumeichs Argumentation Lücken an entscheidenden Punkten auf. So bezieht 
er nicht ein, daß die großen Streikbewegungen seit dem Herbst 1917 - die auch die Mehrheits-
sozialdemokratie akzeptierte, wenn nicht unterstützte - objektiv zur Schwächung der deut-
schen Position beitrugen. Weiter ist zu betonen, daß die Linke sich dieser Vorrevolution an-
fangs rühmte, so lange, bis die Stimmung im Frühjahr 1919 umschlug. 
"Friedensfreunde" im Ausland 
Sie stand dabei auf der Seite einer bis in die Mitte des politischen Spektrums reichenden 
Strömung, die mit den "Friedensfreunden" im Ausland paktierte, die dem Feind Handlanger-
dienste leisteten, weil sie von dessen historischem Recht überzeugt waren und sich nach Er-
richtung der Republik einen natürlichen Vorsprung bei der Machtverteilung erhofften. 
Zu erwähnen bleibt schließlich noch, daß es in der politischen Führung Deutschland nieman-
den gab, der bereit gewesen wäre, Maßnahmen zu ergreifen, die man in Frankreich oder 
Großbritannien angesichts von existenzbedrohenden Krisen ohne Zögern ergriffen hatte. 
Pétain brach die Meuterei ganzer Regimenter mit Hilfe der altrömischen "Dezimierung", 
Großbritannien ertränkte den irischen Osteraufstand in Blut und noch 1918 wurden insgesamt 
676 Todesurteile wegen Befehlsverweigerung und Desertion ausgesprochen (wenn auch nicht 
alle ausgeführt).<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 11/2018 berichtete später (im November 
2018): >>Dolchstoß ohne Legende 
_von Jan von Flocken 
… Erschöpfung auch bei den Alliierten 
Auch wenn das angesichts eines nahezu totalen Krieges eher illusorisch war - auf der Gegen-
seite kam es ebenfalls zur Krise. Unter den alliierten Soldaten forderte die Spanische Grippe 
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tausende Todesopfer. Die französische Heeresleitung kam zu dem Schluß, daß Deutschland 
auf jeden Fall noch bis 1919 durchhalten werde. General Douglas Haig, Kommandeur der bri-
tischen Streitkräfte in Frankreich, war der Überzeugung, die ersten beiden Oktoberwochen 
seien "die schwierigsten Wochen des Weiterkämpfens" gewesen.  
Deutschland stand zwar "mit dem Rücken zu Wand", so der kenntnisreiche US-Historiker 
David Stevenson, aber seine Kriegssituation sei nicht aussichtslos gewesen. Ein Weiterkämp-
fen in gesicherten Stellungen der Westfront, also im Feindesland, wäre für Deutschland mög-
lich gewesen und hätte einen erträglicheren Frieden erreichen können. 
Doch die Heimatfront war bereits zersetzt. Seit Juni 1916 kam es in Deutschland zu mehreren 
Massenstreiks, welche die Kriegsproduktion weitgehend lahmlegten. Am Januarstreik von 
1918 nahmen mehr als eine Million Arbeiter teil. Rüstungsbetriebe in Berlin, Hamburg, Mün-
chen, Braunschweig, Halle, Magdeburg, Köln, Breslau, Leipzig und Mannheim lagen still. 
Die Zechen im Dortmunder Kohlenrevier produzierten tagelang nichts mehr, ebenso wie die 
Werften in Kiel und Hamburg. Seit der bolschewistischen Revolution in Rußland im Oktober 
1917 agitierte die deutsche Linke vehement gegen den Krieg und einen Siegfrieden.  
Namentlich die von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg edierten Spartakus-Briefe taten 
sich hier hervor. Schon in der ersten Nummer war von "rücksichtsloser Machtentfaltung der 
Volksmassen" die Rede. Im August 1918 drohten die Linksradikalen, man werde "mit einem 
mächtigen Ruck die herrschende Mörderbande zum Purzeln bringen". Und einen Monat später 
hieß es, "die dringende Aufgabe, gerade im gegenwärtigen Moment, ist, die öffentliche Pleite 
des deutschen Imperialismus mit verzehnfachter Energie agitatorisch auszunutzen". 
Der Sozialdemokrat und spätere Kommunist Albert Vater aus Magdeburg rühmte sich: "Wir 
haben den Umsturz systematisch vorbereitet. Wir haben unsere Leute zur Fahnenflucht veran-
laßt. Die Deserteure haben wir mit falschen Papieren an die Front geschickt, damit sie die 
Frontsoldaten zermürben sollten."  
Ein Augenzeuge berichtet vom Herbst 1918: "Es wimmelte von Fronturlaubern, die ihren Ur-
laub eigenmächtig verlängern; zahllose geheilte Verwundete, die statt an die Front auf den 
Eisenbahnstrecken im Rund fahren; glatt Fahnenflüchtige und Drückeberger, die angeblich 
seit Monaten ihre Truppenteile suchen. Allerorten passiver Widerstand, Kriegsunlust, faule 
Witze, Unordnung in Reih und Glied." 
Weltfremde Friedenshoffnungen 
Man profitierte dabei von der lawinenartigen Überzeugung der Massen, daß man nur die bis-
herige Führung abzusetzen brauche, um sich danach sofort mit dem großmütigen Feind zu 
vergleichen und dadurch Frieden, Freiheit und Brot zu erlangen. US-Präsident Woodrow Wil-
son, der sein Land 1917 in den Krieg hineingezogen hatte, versprach den Deutschen und ihren 
Verbündeten mit den "14 Punkten" goldene Zeiten, wenn sie nur bedingungslos ihre Waffen 
niederlegten. So wurden schließlich Soldaten, die an der Front weiterkämpfen wollten, als 
"Streikbrecher" beschimpft und Sabotage in den Fabriken verübt. 
Zufrieden notierte der Kremlchef Wladimir I. Lenin: "Der Zauber der russischen Revolution 
fand in der ersten grandiosen Aktion der deutschen Arbeiter während des Krieges seinen Aus-
druck." Moskaus Gesandter in Berlin, Adolf Joffe, machte die sowjetrussische Botschaft Un-
ter den Linden zum Zentrum für alles, was an deutschen Linkssozialisten und angehenden 
Spartakisten fachmännische Anleitung und rollende Rubel zur Revolution benötigte. 
Das einfache Volk hungerte und fror derweilen. Und es breitete sich die Illusion aus, daß 
Deutschland von seinen Feinden jederzeit den Frieden haben könne, wenn nur eine Gruppe 
Fürsten, Feldherren, Alldeutsche und sonstige Kriegsinteressenten hinweggefegt würden. Eine 
hoffnungsfrohe Weltfremdheit brach sich Bahn. US-Präsident Wilson galt als großer Heils-
bringer. Doch gerade er hatte in seiner Kongreßansprache vom 11. Februar 1918 gedroht: "Die 
deutsche Macht, ohne Gewissen, Ehre und Verständnis für einen Verständigungsfrieden, muß 
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zerschmettert werden!" 
Mit der Matrosenmeuterei in Kiel am 1./2. November 1918 kam das Ende. Eine Woche später 
mußte Deutschland kapitulieren. Hunderttausende sahen das damals als Resultat eines hinter-
hältigen "Dolchstoßes", den die Heimat der Front versetzt habe.  
Was die vollständige Kapitulation an furchtbaren Folgen zeitigen sollte, bewiesen die Worte 
des französischen Ministerpräsidenten Georges Clemenceau bei der Übergabe der Friedensbe-
dingungen im Mai 1919: "Das Verhalten Deutschlands ist in der Geschichte der Menschheit 
fast beispiellos. Die schreckliche Verantwortung, die auf ihm lastet, läßt sich in der Tatsache 
zusammenfassen, daß wenigstens sieben Millionen Tote in Europa begraben liegen, während 
mehr als zwanzig Millionen Lebender durch ihre Wunden und ihre Leiden von der Tatsache 
Zeugnis ablegen, daß Deutschland durch den Krieg seine Leidenschaft für die Tyrannei be-
friedigen wollte."<< 
Der Schriftsteller Karl Bruno Leder schrieb später in seinem Buch "Nie wieder Krieg?" über 
die Entstehung von Kriegen (x024/45-46): >>... Krieg und Frieden auf der Welt hängen von 
der subjektiven Gefühlslage der Nationen ab.  
Fühlt sich eine Nation in ihrem Selbstwertgefühl entscheidend verletzt, so wird sie nicht ru-
hen, bis diese Kränkung aufgehoben und durch einen Triumph kompensiert ist. Je tiefer die 
Demütigung geht, je schwerer das Selbstwertgefühl verletzt ist, desto bedingungsloser wird 
der Drang nach dessen Rehabilitierung.  
Einem Volk in solcher Lage kann man nicht kommen mit Bedenken und Einwänden; man 
kann ihm nicht einmal mit dem Untergang der Welt oder der Menschheit drohen.  
Ein solches Volk ist ohnehin bereit, auch den eigenen Untergang einzukalkulieren; was soll 
ihm da der Untergang der Menschheit! Im Gegenteil: Diese Aussicht stellt eher eine heimliche 
Verlockung dar; damit kann man die anderen Völker erpressen: Sollen sie gefälligst Partei 
ergreifen, und zwar die des Gedemütigten, wenn sie Katastrophen vermeiden wollen! Man 
denke etwa an die Vietnamesen; auf sie hätte auch eine Drohung mit der Atombombe keinen 
Eindruck gemacht. ... Dasselbe gilt für die Palästinenser und für viele andere Beispiele. 
Das alte Wort "lieber tot als Sklave" drückt am eindeutigsten das subjektive Bewußtsein eines 
gedemütigten Volkes aus. Gegen dieses Wort kann man nicht rational argumentieren.<< 
Nach dem verlustreichen Ersten Weltkrieg verlor Europa seine wirtschaftliche Vormachtstel-
lung an Nordamerika. Die meisten europäischen Länder verarmten durch den Ersten Welt-
krieg. England und Frankreich waren ebenfalls hochverschuldet und kämpften vergeblich ge-
gen die nordamerikanische Vormachtstellung, obwohl Frankreich Syrien und den Libanon 
erhielt und England die wichtigsten Ölquellen (außer Saudi-Arabien: dort gingen die Nord-
amerikaner auf Ölsuche) im Nahen Osten ausbeuten durfte.  
Die Vereinigten Staaten von Amerika (USA), die vor dem Ersten Weltkrieg noch Schuldner 
der traditionellen europäischen Kapitalexportländer (Deutsches Reich, Frankreich und Eng-
land) waren, entwickelten sich nach 1919 zum größten Kreditgeber bzw. "Weltgläubiger". 
Nach den "Friedensverträgen" trieb Nordamerika die britischen und französischen Kriegs-
schulden rücksichtslos ein, die letzten Endes das Deutsche Reich zahlen mußte.  
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Gewinner und Ver-
lierer des Ersten Weltkrieges (x281/53): >>... Die Vereinigten Staaten standen nach dem Er-
sten Weltkrieg besser da als vorher. Schon 1913 dürften die USA rund ein Drittel der Weltin-
dustrieprodukte hergestellt haben; nur fünf Jahre später, der Krieg hatte Europa in eine Zone 
der Verwüstung verwandelt, waren es über 50 Prozent. ...<< 
Schlußbemerkungen: Das unsägliche Diktat von Versailles wurde nach dem Ersten Welt-
krieg zur "Wiege" der europäischen Diktaturen und war zweifellos die eigentliche "Geburts-
stunde des NS-Regimes". Die unheilvollen "Friedensverhandlungen", bei denen man die Be-
siegten kurzerhand für "schuldig" erklärte, als politische Gesprächspartner ablehnte und von 
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allen Verhandlungen ausschloß, wurden später wesentliche Bestandteile der radikalen NS-
Propaganda.  
Der Bruch der Waffenstillstandsvereinbarungen, die unmenschliche Hungerblockade, die un-
gerechte Verurteilung, die monatelange Erpressung und die gewaltsame Durchsetzung des 
Versailler Friedensvertrages säten nicht nur grimmigen Haß und tiefe Verbitterung, sondern 
dieser ungerechte Frieden erschütterte außerdem nachhaltig die Moralvorstellungen und Ideale 
des gesamten Volkes.  
Die ungerechtfertigten Demütigungen der "rachsüchtigen Greise von Versailles" provozierten 
naturgemäß neue Konflikte und die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Deutschen 
Reiches begünstigten nachweislich Hitlers Aufstieg.  
Die willkürlichen Gebietsabtretungen im Osten und die Tatsache, daß mehreren Millionen 
Deutschen wesentliche Menschenrechte vorenthalten wurden, waren bei der deutschen Bevöl-
kerung ungemein verhaßt und erleichterten letzten Endes Hitlers Weg zur gewaltsamen 
Machtübernahme.  
Der Versailler Friedensvertrag traf das Deutsche Reich äußerst schwer und belastete die 
"Weimarer Republik" mit einer verhängnisvollen Hypothek. Aufgrund der im Versailler Ver-
trag festgelegten alleinigen Kriegsschuld Deutschlands wurde der "Friedensvertrag" von allen 
deutschen Parteien als "Diktat- und Schandfrieden" abgelehnt. Der Vertrag von Versailles galt 
im Deutschen Reich allgemein als "Schandvertrag", heimtückischer Verrat und arglistiger 
Vertrauensbruch.  
Die meisten Deutschen lehnten damals die Unterzeichnung des Vertrages entschieden ab, 
denn man verweigerte den Deutschen damals nicht nur das völkerrechtliche Selbstbestim-
mungsrecht, sondern das Land war außerdem fast schutzlos und sollte unfaßbare Reparationen 
zahlen.  
Hitler wäre ohne die von den meisten Deutschen als ungerecht empfundenen "Erniedrigungen 
und Fesseln von Versailles" mit großer Sicherheit niemals an die Macht gekommen.  
Ohne die unsäglichen Folgen dieses vermeintlichen "Friedensvertrages" hätte es außerdem 
keinen Zweiten Weltkrieg, keinen Holocaust und keine Vertreibung der Deutschen aus Ost-
Mitteleuropa gegeben.  
Der "Kalte Krieg", die Spaltung und Zwangsverwaltung des Deutschen Reiches sowie die 
jahrzehntelange Ausplünderung, Umerziehung bzw. politische Entmündigung wäre den Deut-
schen ebenfalls erspart geblieben. 
Theodor Heuss (1884-1963, erster Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland) schrieb 
im Jahre 1932 in seinem Buch "Hitlers Weg" - eine Studie über das Werden des Nationalso-
zialismus - über den Versailler Vertrag (x024/35): >>... Die Geburtsstunde der nationalsozia-
listischen Bewegung ist nicht München, sondern Versailles. ...<< 
Völkerrechtliche Konsequenzen: Die damals gültige Haager Landkriegsordnung vom 18. 
Oktober 1907 (in Kraft seit dem 26. Januar 1910) legte für die Kapitulation des Feindes und 
die militärische Gewalt auf besetztem feindlichem Gebiet folgende Regeln und Gebräuche des 
humanitären Völkerrechts fest (x852/...): >>Viertes Kapitel: Kapitulation  
Artikel 35 Die zwischen den abschließenden Parteien vereinbarten Kapitulationen sollen den 
Forderungen der militärischen Ehre Rechnung tragen. Einmal abgeschlossen, sollen sie von 
beiden Parteien gewissenhaft beobachtet werden. … 
Fünftes Kapitel: Waffenstillstand  
Artikel 36 Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsunternehmungen kraft eines wechselsei-
tigen Übereinkommens der Kriegsparteien. Ist eine bestimmte Dauer nicht vereinbart worden, 
so können die Kriegsparteien jederzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, doch nur unter 
der Voraussetzung, daß der Feind, gemäß den Bedingungen des Waffenstillstandes, rechtzeitig 
benachrichtigt wird.  
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Artikel 37 Der Waffenstillstand kann ein allgemeiner oder ein örtlich begrenzter sein. Der 
erstere unterbricht die Kriegsunternehmungen der kriegführenden Staaten allenthalben, der 
letztere nur für bestimmte Teile der kriegführenden Heere und innerhalb eines bestimmten 
Bereichs.  
Artikel 38 Der Waffenstillstand muß in aller Form und rechtzeitig den zuständigen Behörden 
und den Truppen bekanntgemacht werden. Die Feindseligkeiten sind sofort nach der Be-
kanntmachung oder zu dem festgesetzten Zeitpunkt einzustellen.  
Artikel 39 Es ist Sache der abschließenden Parteien, in den Bedingungen des Waffenstillstan-
des festzusetzen, welche Beziehungen etwa auf dem Kriegsschauplatze mit der Bevölkerung 
und untereinander statthaft sind.  
Artikel 40 Jede schwere Verletzung des Waffenstillstandes durch eine der Parteien gibt der 
anderen das Recht, ihn zu kündigen und in dringenden Fällen sogar die Feindseligkeiten un-
verzüglich wieder aufzunehmen.  
Artikel 41 Die Verletzung der Bedingungen des Waffenstillstandes durch Privatpersonen, die 
aus eigenem Antriebe handeln, gibt nur das Recht, die Bestrafung der Schuldigen und gegebe-
nen Falles einen Ersatz für den erlittenen Schaden zu fordern. 
Dritter Abschnitt: Militärische Gewalt auf besetztem feindlichem Gebiet  
Artikel 42 Ein Gebiet gilt als besetzt, wenn es sich tatsächlich in der Gewalt des feindlichen 
Heeres befindet. Die Besetzung erstreckt sich nur auf die Gebiete, wo diese Gewalt hergestellt 
ist und ausgeübt werden kann.  
Artikel 43 Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Hände des Besetzenden über-
gegangen ist, hat dieser alle von ihm abhängenden Vorkehrungen zu treffen, um nach Mög-
lichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wiederherzustellen und aufrecht-
zuerhalten, und zwar, soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Lan-
desgesetze. ...<< 
Das Völkerrecht kennt keine gerechten und keine entschuldbaren Verbrechen oder Menschen-
rechtsverletzungen, denn Recht und historische Wahrheit sind nicht teilbar. Alle Kriegs-
verbrechen, Völkermord oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit bleiben unverjährbare 
Verbrechen, die unerschütterlich zu bestrafen und zu sühnen sind, egal, wer die Taten began-
gen hat und wer die Verantwortung dafür übernehmen muß. Die aktiven Täter und passiven 
Verantwortlichen von Völkerrechtsverletzungen sind für ihre Verbrechen durch die Vereinten 
Nationen juristisch-völkerrechtlich zur Rechenschaft ziehen. 
Aufgrund der permanenten Kollektivschuldvorwürfe gegen das deutsche Volk kann es nicht 
länger akzeptiert werden, daß die an Deutschen verübten Kriegs- und Nachkriegsverbrechen 
bis in alle Ewigkeit ignoriert und ungesühnt bleiben, "nur weil diese Opfer Deutsche bzw. 
Nicht-Menschen waren".  
Das Völkerrecht gilt für alle Völker und aus Unrecht kann niemals Recht werden, deshalb 
sind sämtliche Verletzungen des humanitären Völkerrechts (Kriegsverbrechen, Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit) juristisch zu untersuchen und zu ahnden.  
Die Vereinten Nationen setzten zum Beispiel im Jahre 1993 und 1994 Kriegsverbrechertribu-
nale ein, um Verletzungen des humanitären Völkerrechts im ehemaligen Jugoslawien und in 
Ruanda zu verfolgen und zu sühnen.  
Bei der von den alliieren Siegermächten durchgeführten "Hungerblockade" vom 11.11.1918 
bis zum 12.07.1919 handelte es sich gemäß Haager Landkriegsordnung (HLKO) - "Ordnung 
der Gesetze und Gebräuche des Landkrieges" - vom 18.10.1907 um ein Kriegsverbrechen.  
Da Kriegsverbrechen nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Siegermächte für ihr völ-
kerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu ziehen. 
Der Versailler Vertrag war ein völkerrechtswidriges Diktat gegen das Deutsche Reich und 
verstieß eindeutig gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Das Deut-
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sche Reich wurde nach der Ablehnung des Versailler Vertrages nachweislich durch Ultimaten 
(Gewaltanwendung: "Hungerblockade" vom 11.11.1918 bis zum 12.07.1919 und Gewaltan-
drohung: sofortige Besetzung des gesamten Deutschen Reiches) unter Druck gesetzt. 
Der Versailler Friedensvertrag verstieß zweifelsfrei gegen die damals geltenden Grundsätze 
des Völkergewohnheitsrechts, denn ein durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung er-
zwungener Vertrag stellte einen derart eklatanten und schwerwiegenden Bruch des Völker-
rechts dar, daß er von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden mußte. 
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen" (Gebietsab-
tretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc.) ebenfalls unwirksam. 
Das Deutsche Reich blieb demnach völkerrechtlich in seinen Grenzen von 1871 unver-
ändert. 
 


